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Angariſche Volksrepublik.
Vom Näteſyſtem zur ſozialiſtiſchen Demokratie.

Jn Ungarn herrſchen ſchon ſeit vielen Monaten außerordentlich
ſchwierige Verhältniſſe, deren die frühere bürger liche Regierung
nicht Herr werden konnte. Jm März 1919 trat der damalige
Miniſterpräſident Graf Karolyi zurück, und kampflos überließ die
ungariſche Vourgeoiſie dem Proletariat die politiſche Macht.
Sie war ſich der Schwierigkeit der Situation und der eigenen Un-
fähigkeit vollkommen bewußt. Mit friſchem Wagemut ging das
Proletariat an das ſchwere Werk. Es gab Ungarn eine Sowjet-
vrerfaſſung ähnlich der Rußlands, an deren Spitze ein Zentral-
ausſchuß und eine von dieſem eingeſetzte Regierung ſtand.
Das vollkommen einige Proletariat Ungarns erkannte klar, daß es
das Land aus ſeiner ſchwierigen Lage nur durch den Sozialis-
m n s befreien könne. Die Vorbereitungsarbeiten wurden begonnen
und die Maßnahmen eingeleitet.

Durch dieſe ſozialiſtiſchen Schritte wurde aber der Widerſtand der
eben nwch ſo ſchlaffen und mutloſen Kapitaliſten Ungarns geweckt.
Mit Waffengewalt und mit Unterſtützung der tſchechi
ſchen und rumäniſchen Kapitaliſten führten ſie einen ſchar-
fen Kampf gegen Sowjetungarn. Dieſes ſtellte ihnen eine helden
hafte Arbeiterarmee entgegen, die in langen Kämpfen ihr Leben
für ihre Jdeale eingeſetzt hat. Viele Siege hat die ungariſche Rote
Armee über die Söldlinge der ungariſchen, rumäniſchen und
tiſchechiſchen Kapitaliſten errungen und die edle und opferbereite
Begeiſterung der Kämpfer des Proletariats ſchien eine Mauer, an
der der Kampf der Kapitaliſten des Landes zerbrechen würde.

Da kamen dem machtloſen ungariſchen Bürgertum die kapitaliſti
ſchen Regierungen der Entente mit der ganzen Wucht
des militäriſchen Apparates, der hinter ihnen ſteht, zu
Hilſe. Die Entente unterſtützte den Kampf der Magnaten Ungarns,
Rumäniens und der Tſchechoſlowakei, führte die Blockade gegen
Ungarn auf das ſtrengſte durch und legte die ungariſche Jnduſtrie
durch Abtrennung der wichtigſten Rohſtoffgebieie lahm.

Unter Anwendung ſo brutaler Machtmittel der Kapitaliſten faſt
der ganzen Welt wurde Sowjetungarn „beſiegt“. Die Entente
ſtellie zur Aufnahme der Friedensverhandlungen die Vorbe-
dingung, daß die Räteregierung zurückzutreten habe. Das
ungariſche Proletariat mußte ſich dem beugen, und der noch immer
beſtehende en hat an Stelle der Regierung Bela
Khun eine ſolche aus ſeinen leitenden Mitgliedern und aus Füh-
rern der ungariſchen Gewerkſchaften eingeſetzt. Wir finden darunter
die Namen bekannteſter Genoſſen, wie Peter Agoſton und
Alexander Garbai. Dieſe neugebildete Regierung trägt
einen gemäßigteren Charakter, wie die Bela Khuns, doch kann man
noch nicht ſagen, wie die Machtverhältniſſe in Ungarn ſich in den
nächſten Tagen geſtalten werden. Nach dem Neuen Wiener Tage-
blatt ſoll ein Vertreter der Entente in Wien erklärt haben, daß
die Entente ſich mit der neugebildeten Regierung nicht zufrieden
geben werde und ein Koalitionskabinett unter Teilnahme
der Bürgerlichen und eine Nationalverſammlung verlangen
tverde. Andere Meldungen berichten von einem Aufruf Roma-
nellis, eines Vertreters der italieniſchen Militärmiſſion, der das
ungariſche Volk zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung
auffordert und verſichert, daß die Entente der neugebilde-
ten Regierung wohlwollend gegenüberſtehe. Tat-
ſache ſcheint, daß die militäriſchen Aktionen gegen Ungarn ein ge-
ſtellt wurden.

Charakteriſtiſch für die Verhältniſſe in Ungarn iſt aber der Um-
ſtand, daß es trotz der militäriſchen Niederlage und der wirtſchaft-
lichen Schwierigkeiten in Ungarn jetzt abermals zur Bildung einer
reinen Arbeiterregierung gekommen iſt. Die Macht
des Proletariats muß aber im Lande ſo überragend ſein, daß eine
bürgerliche Regierung zunächſt nicht wagt, ernſthaft dagegen
anzukämpfen. Das iſt uns ein Beweis, daß in einem ſoweit vor
geſchrittenen Stadium des Kampfes zwiſchen Kapital und Arbeit
wie in Ungarn auch ein Waffenſieg der Kapitaliſten dem Prole-
tariat nicht mehr das Bewußtſein ſeiner Macht rauben kann. Vor-
übergehend könnte ein ſolcher Sieg wohl wieder die Macht in die
Hand des Bürgertums bringen, doch das im Kampf erwachte und
erſtarkte Machtbewußtſein des Proletariats wird ſich nicht mehr
niederhalten laſſen, auch nicht von den Kapitaliſten der halben
Welt, wie in Ungarn. Jn den vier Monaten ſchwierigſter Kämpfe
wurde dem Proletariat Ungarns durch die praktiſche Erkenntnis
eingehämmert, daß
nur der Sozialismus die nung der ſchwierigen Probleme bringen

ann.
Dieſe klare Erkennknis wird die Grundlage ſeines Kampfesmutes
und damit ſeiner Macht ſein. Den Proletariern der anderen
Länder legt aber der große Feldzug des internationalen Kavita-
lismus gegen das Proletariat und den Sozialismus die Pflicht
auf, mit aller Entſchiedenheit den Kampf zu führen zur Unter-
höhlung der Macht des eigenen Kapitalismus, da ſie damit dem
internationalen Proletariat immer neue Stützpunkte ſchafft in
ſeinem rieſigen Kampf für den Sozialismus.
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Das Programm der neuen Regierung formulierte der Miniſtergen folgt: Vom Räteſyſtem gehen wir zum Syſtem der
Demokratie über, gegenüber der Entente verpfſichteten wir
uns zur Anusarbeitung eines neuen Verfaſſungsentwurfes und zur
Einberufung der konſtituierenden Nationalverſammlung. Die
neue Regierung ſteht auf dem Standpunkt der Aufrechterhal-
tung der Sozialiſierung. Den Umfang der Sozialiſie
rungen wird ſedoch nicht das Kabinett, ſondern die konſtiinierende
Rationalrerſanunlung zu beſtimmen haben. Die ſozialiſierten
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Die amtliche Bezeichnung des ungariſchen Staates iſt: „Unga-
riſche Volksrepublik“. Es wird vollſtändige Amneſti für
yolitiſche Delikte, welche während der Herrſchaft der Räteregierung
begangen wurden, erlaſſen.

Bela Khnun iſt in Wien eingetroffen, wo er interniert
wurde. Mit ihm trafen auch Landler und der Volksbeauftragte
Pohr in Wien ein. Sie wurden zum Polizeidirektor geführt, von
wo ſie nach erfolgter Vernehmung ins Jnternierungslager nach
Droſendorf gebracht werden.
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Bürgerlicher Haß gegen das Räteſyſtem.
Den P4ktritt der ungariſchen Räteregierung begleitet das

Berliner Tageblatt mit folgender Blasphemie:
„Die Räteregierung hat in den fünf Monaten, während deren

ſie das Land durch den rückſichtsloſeſten Terror unterworfen hielt,
nach innen und außen vollkommen ab gewirtſchaftet. Dem mili-
täriſchen Zuſammenbruch an der Theißfront, den die vergangene
Woche brachte, nachdem ſchon früher die den Tſchechoſlowaken
gegenüber errungenen Erfolge wieder zerfloſſen waren, folgte der
politiſche Zuſammenbruch mit Notwendigkeit. Durch die Seg-
nungen des Bolſchewismus iſt nicht allein die induftrielle Produk-
tion des Landes vollkommen zugrunde gerichtet, ſeine Finanzen
und ſeine auswärtigen Handelsbeziehungen in ein Chaos ver-
wandelt, ſondern auch das ganze Ernährungweſen aus dem Gleiſe
gebracht und ein großer Teil der Vevölkerung der bitterſten Not
überantwortet worden.“

Es iſt für das Berliner Tageblatt eine Selbſtverſtändlichkejt,
daß einzig und allein die Räteregierung für die wirtſchaftliche
Not Ungarns die Schuld trägt. Daß ſie nach innen vollſtändig ab
gewirtſchaftet hat, iſt eine glatte Erfindung, und daß ſie im Krieg
mit ſämtlichen Staaten der Entente ſich nicht behaupten konnte,
wird man auch nicht als Veweis der Schwäche des Syſtems der
Räteregierung aufmarſchieren laſſen können, fintemalen doch das
?apitaliſtiſch regierte und vielmal größere Deutſchland mitſamt
ſeinen Verbündeten das gleiche Schickſal teilte. Ob das Berliner
Tageblatt an der neuen ſozialiſtiſchen Regierung Freude haben
wird, möchten wir noch begweiern Jedenfalls würde ſeine
Freude über eine weitere Vergewaltigung der gewerkſchaftlich-
ſozialiſtiſchen Regierung, wie das Tageblatt das neue Miniſterium
bezeichnet, nicht minder groß ſein, als der Sturz der Regierung
Bela Khuns. Denn nicht dem angeblichen Terror, ſondern dem
Sozialismus gilt der giftige Ausfall dieſes Blattes.

Generalſtreik der Kaliarbeiter.
Konferenz der Kaliarbeiter Deutſchlands.

Am 3. Augnſt 1919 tagte in Halle im Volkspark die vom Bezirks-
Bergarbeiterrat einberufene Reichskonferenz der Kaliarbeiter,
zu der rund 100 Werke Vertreter entſandt hatten. Auf der
Konferenz wurde einwandfrei feſtgeſtellt, daß in allen Kalirevieren
Deutſchlands (Halle, Unſtruttal, Nordhauſen, Werratal, Staß-
furt, Weſteregeln, Aſchersleben, Anhalt, Vraunſchweig, Hannover,
Hildesheim) geſtreikt wird.

Zwei Drittel Werke liegen ſtill!
Durch dieſe Feſtſtellungen bricht das Lügengebäude der
bürgerlichen und ſchein ſozialiſtiſchen Preſſe in ſich zuſammen. Jn
der Abſicht, die Kaliarbeiter irrezuführen und deren Ge-
ſchloſſenheit zu zertrümmern, berichteten dieſe Kapitaliſtenblätter
in Fettdruck von einem „Mißerfolg“ des Kaliarbeiterſtreiks, indem
dieſer ſich nur auf das Halliſche Revier, und zwar auf drei Werke,
erſtrecke. Jn den anderen Revieren, z. B. Staßfurt, Aſchersleben,
Weſteregeln uſw., ſei der Streik abgelehnt. Dazu ſei bemerkt, daß
gerade in dieſen Bezirken die Belegſchaften ſämtlicher Werke ſich
im Ausſtand befinden, in Staßfurt hat ſich ſogar die chemiſche
und die Metallinduſtrie angeſchloſſen. Mit den
ſchäbigſten Mitteln verſuchten die Werksleitungen, den Streik im
Entſtehen zu erſticken, indem ſie den Belegſchaften durch Aushang,
Televhongeſpräche uſw. bekanntgaben, es würde „nirgends ge-
ſtreikt“.
Alle dieſe Machenſchaften nützten nichts. Die Kaliarbeiter hiel-
ten feſt an ihren Konferenzbeſchlüſſen; der Generalſtreik hat mit
voller Wucht überall eingeſetzt.

Die Streikenden ſind einmütig entſchloſſen, durch-
drungen von der Berechtigung ihrer aufgeſtellten, rein wirtſchaft
lichen Forderungen, in dem ihnen aufgezwungenen Kampf aus
zuharren und ihn ſiegreich durchzuführen.

Die anweſenden Vertreter einer Anzahl Werke, die ſich bis jetzt
noch nicht am Streik beteiligt haben, erklärten, daß die von ihnen
vertretenen Kaliwerke ſich ſofort dem allgemeinen Ausſtand an-
ſchließen werden; ſo daß binnen kurzer Zeit die geſamte Kali-
induſtrie ſtilliegt.

Folgende Reſolution wurde von den Konferenzteilnehmern ein
ſtimmig angenommen.

„Die Reichskonferenz der Kaliarbeiter Deutſchlands, die am
3. Auguſt in Halle tagte, ruft, nachdem bis heute zwei Drittel
der geſamten Kaliarbeiter ſich geſchloſſen durch die Arbeits
niederlegung hinter die aufgeſtellten Forderungen geſtellt haben,
die übrigen Kameraden der Kaliwerke Deutſchlands auf. Soli-
darität zu üben. Kameraden! Der Ring iſt faſt voll
ſtändig geſchloſſen. An ench liegt es jetzt, den Ring ganz zu
ſchließſen Dann iſt der Sieg und enre Exiſtenzmöglichkeit ge
ſichert. Glaubt nicht den durchſichtigen Schwindelnachrichten
eurer Erzfeinde. Tretet Mann für Mann für die aufigeſteilten
Mindeſtforderungen ein! Denkt an eure darbenden Familien!
Denkt an eure Arbeiterehre! Uebt Solidarität

Ferner wurde beſchloſſen, daß Donnerstag, 7. Angnſt, in Halle
im Volkspark eine erneute Konferenz ſtattfinden ſoll, in

für Neklame, anſchließend an den dreigeſpaltenen Textſeltentell

m. a en eder Bericht über Stand der Bewegung zu geben iſt.
Die Branunkohlenarbeiter des Geiſeltales, des Obterrkblinger und

des Halliſchen Braunkohlenreviers übermittelten der Konferenz
folgende Sympathieerklärung:

„Die Braunkohlenbergarbeiter erblicken in dem Streik der
Kaliarbeiter das einzige und notwendige Kampfmittel zur
Durchſetzung der aufgeſtellten Forderungen. Sie erwarten von
den Kaliarbeitern, daß ſie ſich weder durch die Machenſchaften
der Gewerkſchaftsführer, noch durch das henchleriſche Gebaren
der kapitaliſtiſchen Ausbenter in ihrem berechtigten Kampfe be
irren laſſen und bis zum letzten Augenblick geſchloſſen zuſammen
ſtehen. Sie erklären den Kaliarbeitern ihre vollſte Sympathie
und ſind, wenn es ſich als unbedingt notwendig herausſtellen
ſollte, bereit, mit allen Mittelz zur Unterſtützung
des Kampfes beizutragen.“

Auf die am Donnerstag, den 7. Auguſt, vormittags 10 Uhr,
in Halle im Volkspark ſtattfindende Reichs-Kaliarbeiter-Konferenz,
in der nach Abgabe des Situationsberichtes Stellung genommen
werden ſoll über die weitere Ausführung der Notſtandsarbeiten,
ſei hier ausdrücklich hingewieſen. Jede Schachtanlage und jede
nicht zur Schachtonlage gehörige chemiſche und Chlorkaliumfabrif
muß zu dieſer äußerſt wichtigen Kouferenz mindeſtens einen Ver
treter entſenden,

Ein Milliardenraub.
Ueber die Sozialiſternng des Sraunkohlenserghenes

finden wir in der Preſſe der Rechtsſozialiſten einen
Aufſatz von Nik. Oſterroth, den wir in folgendem
wiedergeben.

Endlich plant die Regierung, den S aunfoß envecrg van
zu ſozialiſieren. Damit wird ein privatkapitaliſtiſches
Monopol beſeitigt, das zurzeit wie kein zweites Mongnef auf
die Ausnutzung des Volkes eingeſtellt iſt. Daß hier nicht trühber
zugegriffen wurde, iſt eine der zahlreichen Schwächen der Kogli
tionspolitik, zu der wir durch die Schuld der Unabhängigen und
ihrer weiter links ſtehenden Freunde gezwungen waren und teil
weiſe noch ſind.

Der Braunkohlenbergbau iſt aber auch einer der ganz wenigen
Objekte, die ſich gegenwärtig zur Vollſozialiſierung eignen. Weder
beim Steinkohlen- noch beim Kalibergbau iſt dieſe zurzeit möglich.
Die Sozialiſierung des erſtern würde das Reich bei Aufrechterhal-
tung der jetzigen Lohnhöhe und der heutigen Steinkohlenpreiſe im
Jahr eine

Zubuße von mindeſtens 2 Milliarden
Mark koſten. Beim Kalibergbau würde unker den gleichen Voraus
ſetzungen Milliarde Mark jährlich erforderlich ſein. Die
Sozialiſierung muß aber einen verünftigen Zweck haben, ſonſt
wird ſie ein Unfug. Sie ſoll eine größere und geordnetere
Ergiebigkeit der Produktion ſichern, die wirtſchaftliche des
Arbeiters mindeſtens nicht verſchlechtern und der Geſamthbeit
Nutzen bringen. Andernfalls würden ſich die Arbeiter für die
Sozialiſierung ſchön bedanken. Liegen dieſe Vorausſehungen
heute beim Steinkohlen- und Kalibergbau nicht oder noch nicht

vor, ſo ſind ſie beim Vraunkohlenbergbau ohne Zweifel reſtlos
erſüllt.

Die kapitaliſtiſche Henne im Braunkohlenbergbau legt hente
noch, in den Tagen allgemeiner Not, goldene Eier. Es wird
die Oeffentlichkeit intereſſieren, das zu ſozialiſierende Objekt
etwas genauer kennenzulernen. Um ſo mehr, als die Braunkohle
uns bei der fürchterlichen Steinkohlennot retten kann und muß.

Jn Mitteldeutſchland koſtet heute der
Zentner Braunkohlenbrikette 4,20 Mark;

das ergibt für die Tonne 854 Mk. Andre Kohlenſorten ſchwanken
zwiſchen 2 und 8 Mk. pro Zentner im Kleinhandelsvreis. Ab
Werk aber koſtet die Tonne Vraunkohlenbrikette einſchließlich
25 Prozent Kohlenſteuer heute 650 Mk. Wir finden den Händler-
aufſchlag mit 34 Mk. pro Tonne ganz ungehenerlich hoch. Er war
im Frieden bei ungefähr der gleichen Umſatzmenge um
etwa das Vierfache niedriger. Rechnen wir in den Händler
aufſchlag für die Tonne 56 Mk. Fracht aus den benachbarten
Braunkohlenbezirken in die mitteldeutſchen Städte, ſo ergibt ſich
für die erſten vier Monate d. J. bei einer Geſamtförderung von
28 Millionen Tonnen Braunkohle ein Händleraufſchlag in
Höhe von 812 Millionen Mark; aufs Jahr umgerechnet von 24
Milliarden Mark. Wenn nun auch ein großer Teil der
Förderung den direkten Weg vom Werk in die Jnduſtrie findet,
ſo ſind die Handelsgewinne immer noch aufreizend genug.

Die Organiſation des kommunalen Bezugs würde dem
Volke viele Hunderte von Millionen Mark ſparen. Wie weit ſich
heute Werkbeſitzer, Groß- und Kleinhandel die Finger vergolden,
iſt bei dem Mangel an ſtatiſtiſchen Unterlagen für die letzten
18 Monate nur ſehr ſchwer feſtzuſtellen. Man bekommt aber eine
Ahnung von dem Segen, der über die Werkbeſitzer und die Braun
kohlenhändler niedergeht, wenn man die Entwicklung der Braun-
rohleninduſtrie etwas zurück verfolgt. Jm Jahre 1908 betrug nach
der Statiſtik des Deutſchen Reiches der Durchſchnittswert einer
Tonne Braunkohlen 2,68 Mk.; der Förderanteil eines jeden Ar
beiters betrug 885 Tonnen oder annähernd 8 Tonnen täglich.
Dafür erhielt der Bergmann 1095 Mk. Lohn, macht pro Tag 8.65
Mark, pro Tonne alſo eiwa 1,20 Mk. Durch die Einführung der
Baggermaſchinen in den Tagebanen ſtieg die Förderleiſtung abſo
lut und pro Kopf im Brannkohlenbergbau ungeheuer. Um den
Markt zu erobern und die Steinkohle zu verdrängen, mußte man
mit dem Preiſe ſo weit herabgehen w' e irgend möglich Jm Jahre
1915, alſo im zweiten Kriegsjahr, betrug denn auch der Duxcho
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1,20 Mk. im Jahre 1908).
Inzwiſchen hat bei dem Mangel an Steinkohle die

Braunkohle eine Monopolſtellung

beſißer und des Handels. Um es vorweg zu ſagen: die Arbeiter
l öhne ſind an den hohen Braunkohlenpreiſen ganz u nſchuldig.
Jm 3. Quartal 1918 betrugen die Hauerlöhne 8,08 Mk.; im
Allerdings iſt die Kopfleiſtung ſtark zurückgegangen. Denn die
Belegſchaft wurde außerordentlich ſtark vermehrt durch ungelernte
Arbeiter, von welchen Zehntauſende mit Abraumarbeiten beſchäf
tigt werden. Hätten die 90 000 Arbeiter, die jetzt im Braunkohlen
bergbau beſchäftigt werden, noch dieſelbe Förderleiſtung wie 191d.,
ſo müßte die Jahresfördermenge rund 200 Millionen Tonnen be
tragen und wir wären aller Kohlennöte ſo ziemlich enthoben. Tat
ſächlich betrug die Förderung in den erſten vierten Monaten
dieſes Jahres nur 28 Millionen Tonnen; das ergibt, wenn keine
Störungen eintreten. eine Jahresförderung für 1919 von 84
Millionen Tonen. Die Förderleiſtung pro Kopf der Belegſchaftift alſo auf etwa 930 Tonnen oder pro Tag auf 3.1 Tonnen zurück-

gegangen, weil eben ungezählte Tauſende nicht bei der Kohlen
gewinnung, ſondern bei Aufſchließungs arbeiten be
ſchäftigt werden. Das Verhältnis wird ſich aber ſehr raſch beſſern,
da immer mehr Arbeiter unmittelbar in der Kohlengewinnung
beſchäftigt werden können.

Vergleichen wir Tagesleiſtung und Lohn, ſo finden wir, daß auf
jede Tonne Braunkohle heute 4,40 Mk. Lohn kommen. Dabei laſſe
ich die werbenden Unkoſten, die die Abraumarbeiten ver-
urſachen, ruhig als Geſtehungskoſten gelten. Zahlt nun das
Publikum bis 4,20 Mk. für den Zentner Braunkohle, ſo ſtecken in
dieſem Preiſe

nur 22 Pf. Arbeitslohn.
In welche Taſchen fließt die Differenz zwiſchen Geſtehungskoſten
und Kleinhandelspreis? Richtig, neben dem Arbeitslohn gibt es
noch ſonſtige Geſtehungskoſten. Rechtſertigen dieſe die hohen
Preiſe? Sehen wir zu: 1915 wurde die Tonne Braunkohle mit
228 Mk. in die Statiſtik eingeſetzt; davon ſind 60 Pf. Lohnanteil
abzuziehen, bleiben 1,68 Mk. Nehmen wir an, die Werkbeſitzer
ſeien damals Engel geweſen und hätten umſonſt „gearbeitet“.
Die t,68 Mk. wären alſo reſtlos „ſonſtige“ Geſtehungskoſten ge-
weſen. Nehmen wir auch gerechterweiſe an, dieſe ſonſtigen Ge
ſtehungskoſten hätten ſich ſeitdem um 200 Prozent erhöht. Zu dem
Sohnanteil je Tonne mit 4,40 Mk, hätten wir dann noch 5,04 Mk.
ſonſtige Geſtehungskoſten hinzuzurechnen, ſo kämen wir auf 9,44
Mark Gewinnungskoſten pro Tonne, wobei wir aber ſicher ganz
erheblich überſchätzen. Die gegenwärtige Jahresproduktion von
84 Millionen Tonnen repräſentieren alſo 793 Millionen Mark
Lohn und ſonſtige Geſtehungskoſten. Würden wir aber für die
geſamte Braunkohlenförderung die Kleinverkaufspreiſe zugrunde
legen, ſa erhielten wir über

6 Milliarden Mark Verkaufswert.
Wir werden aber der Wirklichkeit ſehr nahekommen, wenn wir
50 Prozent der Förderung zum Kleinverkaufspreis einſtellen und
bei den reſtlichen 50 Prozent einen um 40 Prozent niedrigeren
Wroßhandelspreis verrechnen. Bringen wir billigerweiſe auch
30 Prozent für Kohlenſteuer und Frachten uſw. vom Verkaufs-
preis in Abzug. Wir erhalten dann für 42 Millionen Tonnen,
die im Kleinhandel umgeſetzt werden, einen Netto-Verkaufswert
von 2171 Millionen Mark, für die 42 Millionen Tonnen im Groß-
handel abgehenden 1160 Millionen Mark, zuſammen alſo einen
Netto-Verkaufspreis von 88331 Millionen Mark,
dem nur 793 Millionen Mark Lohn und ſonſtige Geſtehungs-
koſten gegenüberſtehen. Mit über 210 Milliarden Mark
ift alſo das deutſche Volk und ſeine Wirtſchaft den Werkbeſitzern
und dem Braunkohlenhandel tributpflichtig. Man kann
ſchon verſtehen, daß diefe kapitaliſtiſchen Glückshänſe nichts wiſſen
wollen weder von der Planwirtſchaft Wiſſells noch von den Sozia-
liſierungsabſichten des Kabinetts Bauer. Sie halten die von ihnen
betriebene

kapitaliſtiſche „Planwirtſchaft“
für die beſte, weil ſie die einträglichſte iſt.

Die Sozialiſierung des Braunkohlenbergbaues rettet Reich und
Volk Milliarden, ermöglicht die Verbilligung der Rohſtoffe, ſichert
den Arbeitern günſtigere Arbeitsbedingungen, weckt ihre Arbeits-
freude und wirkt dadurch produktionsfördernd. Soll das Werk
aber völlig gelingen, ſo muß die

Kommunaliſierung des Bezugs
Hand in Hand gehen mit der Sozialiſierung der Produktion. Die
kohleverarbeitende Jnduſtrie kann gar keine berechtigten Einwen-
dungen erheben, wenn ſie durch die Sozialiſierung der Braun-
kohle von einer lähmenden Feſſel frei wird.

Die Kaliinduſtrie unterbreitet ſoeben dem Kaliausſchuß
der Nationalverſammlung einen Nachweis, aus dem hervorgeht,
daß ſie bei einem Braunkohlenverbrauch von 47 Millionen Doppel-
zentnern am 1. 4. 19 pro Doppelzentner 2,28 Mk. gegen 1,10 im
4. Quartal 1918 zahlen mußte. Seitdem iſt eine weitere Er-
höhung eingetreten. Die über 100 Prozent betragende Steigerung
macht für die Kaliinduſtrie allein 53 Millionen Mark aus. Dafür
verlangt die Kaliinduſtrie unter Berückſichtigung der Lohn- und
fonſtigen Materialſteigerungen eine Preiserhöhung für
ihre Produktion in Höhe von 50 Prozent. Die höheren
Kalipreiſe zahlt die Land wirtſchaft. Dieſe wälzt die Steigerung
wieder auf die Lebensmittelkonſumenten ab. Der Braunkohlen-
preis hat alſo für zahlreiche Erwerbsgruppen große Konſequenzen.
Letzten Endes aber iſt es immer wieder das Volk, das die Zeche
zahlt.

Der Nachweis der Kaliinduſtrie beweiſt aber mehr, als er be-
abſichtigt. Wenn die 47 Millionen Dopvelzentner Braunkohle,
die von den Großabnehmern der Kaliinduſtrie in fünf Monaten
um 58 Millionen Mark 104 Prozent verteuert wurden und man
rechnet die gleiche Verteuerung auf die 84 Millionen Tonnen be-
tragende Jahresproduktion um, ſo ergibt ſich eine Verteue-
rung im Betrag von 949 Millionen Mark für das Jahr,
ohne daß die nach dem 1. April eingetretenen Preisaufſchläge be-
rückſichtigt werden. Die aufs Jahr umgerechnete Lohnſteigerung
der Braunkohlenarbeiter aber ergibt nur 108 Millionen
Mark. Wonmit wird nun eigentlich der übrige Aufſchlag gerecht-
fertigt, der reſtlos in die Taſchen der Bergwerksbeſitzer floß?

Es verlohnt ſich alſo ſchon, das Neſt auszunehmen und die
goldenen Eier für das Volk zu reſervieren. Wer die Beutel-
ſchneiderei ſo unverfroren betreibt, hat jedes Recht verwirkt,
Schonung und Schongzeit zu verlangen. Die Revolution wäre
wirklich umſonſt geweſen, wenn die Regierung und die National-
verſammlung die Kraft nicht fänden, ſolchen Praktiken ein für
allemal ein Ende zu machen.

erlangt, die ihr einen Apothekeryreis ſichert zugunſten der Werk

4. Quartal 9,60 Mk. ſeit 1. Mai 1919 ſtehen ſie auf 18,60 Mk.

r Erzberger- Theater.Tag für T bringt Herr Eraberger wit ſeinen En lungen diewhellvoll S r konſervativen Kriegshetzer Kriegeéver
längerer zu aller Ohren. Er zeigt. wie wir ſooft r des
Krieges den Frieden haben konnten, wie England zur Be
endigung der Feindſeligkeiten ſchon 1917 war, und wie alle
dieſe e keiten nur durch die Annexionswut der deut

onſervativen Regierung und der deutſchen Militärpartei zu
nichte gemacht wurden.

Doch als man nun Herrn Erzberger vorhielt, er habe kein Recht,
anderen ihre Kriegshede vorzuwerfen, da er ja ſelbſt dis 1916 noch
auf Seite der Annexioniſten und Kriegsbetzer geſtanden habe, da
warf ſich der Zentrumsfuchs keck in die Bruſt und erklärte, er
abe ſeine Anſicht eben während des r e
ndert, ſobald er eingeſehen habe, daß Deutſchland die uld

am Kriege habe.
Da kommt nun die Tägliche Rundſchanu und veröffentlicht folgende

Rede des heute ſo entrüſteten Matihias Erzberger, die er am
17. März 1919 alſo vor nur vier Monaten, hielt.ſagte er u. a.

„Ja, aber meine Damen und Herren, wer hat denn auf Fort
dauer des Krieges beſtanden und dieſe Schäden direkr und indirekt
verurſacht? Am 12. Dezember 1916 hat die damalige deutſche
Regierung den Frieden angeboten. An 13. Juli 1917 hat der
Deutſche Reichstag den Frieden der Verſöhnung und Verſtändi-
gung angeboten, am 1. Auguſt desſelben Jahres hat der Vapſt
noch einmal einen Verſuch gemacht, dem Morden Einhalt zu
tun. Alle dieſe Angebote und Verſuche ſind mit Hohn undSpott abgewieſen worden. Nicht wir ſind daher
verantwortlich für die Schäden, die danach entſtanden
ſind ſondern die Alliierten. Das deutſche Volk
iſt zur Fortſetzung des Hrieges gezwungenworden Es iſt daher ſein gutes Recht, alle Forderungen,
die ſich auf die Zeit nach dem erſten Friedensangebot beziehen,
rundweg abzulehnen.“

Eben hatte Erzberger erklärt, daß er bereits ſeit etwa zwei
Jahren alle Dokumente dafür in Händen habe, daß Deutſch
land die Friedensmöglichkeit ausgeſchlagen habe; und nun hört
man, daß er vor vier Monaten noch mit Emphaſe ſich für das
Gegenteil eingeſetzt habe. Wann hat nun dieſer Pfaffenführer
ſeine wirkliche Meinung ehrlich geſagt? Oder hat er keine?
Es iſt das Schickſal gärender Zeiten. daß ſie Politiker hochbringen,
die mit jeder Regierung, karſerlicher und republikaniſcher, gut
auskommen und mit allen Waſſern gewaſchen ſind.

Auch Helfferich ſchlägt zu. Herr Helfferich will ein Verfahren
gegen ſich ſelbſt vor dem neu zu ſchaffenden Staatsgerichtshof be
antragen und bei dieſer Gelegenheit Herrn Erzberger gründlich die
Zunge löſen. „Vor allem werde ich ihn“, ſo ſchreibt er in der Kreuz
zeitung, „unter ſeinem Zeugeneid über die Schritte vernehmen
laſſen, die er in ſeiner angenehmen Doppeleigenſchaft als Ab-
georneter und Aufſichtsratsmitglied des Thyſſen-
ſchen Konzerns unternommen hat, um durch die Ueberweiſung
des wertvollen Erzbergwerks des Briey-Gebietes an den Thyſſen-
Konzern noch während des Krieges eine vollendete Tatſache“ zu
ſchaffen. Jch werde ihn ferner unter ſeinem Zengeneid darüber
vernehmen laſſen, daß ich dieſe Zumutung des intereſſierten Ab-
geordneten, durch Liquidation von franzöſiſchem Eigentum auf
franzöſiſchem Boden das Völkerrecht zu verletzen, ebenſo zurück-
gewieſen habe wie die Zumutung, im Falle der Liquidation eine
einzelne Firma auf Koſten der Allgemeinheit der deutſchen Jn-duſtrie und auf Koſten der Geſamtheit der geſchädigten Auslands-
deutſchen zu bevorzugen.“

Erzberger iſt eben nicht nur ein politiſcher Geſchäftemacher.

Maßloſe indirekte Steuerpläne.
Weimar, 2. Anguſt. Zwiſchen den Rechtsſozigliſten und Herrn

Erzberger iſt eine Verſtändigung über die Behandlung der Steuer-
geſetze dahin erfolgt, daß zunächſt alle direkten Steuergeſetze er-
ledigt werden ſollen. Erzberger hat ſich damit einverſtanden er
klärt, hat aber ſogleich angekündigt, daß er nach der Erledigung
der direkten Steuern mit horrenden indirekten Steuervorlagen
kommen werde. Der Entwurf über die Umſatzſteuer läßt in
dieſer Richtung vieles vermuten.

Der Gedanke, durch indirekte Steuern erfaſſen zu können, was
durch direkte Steuern nicht mehr weggeſteuert werden kann, iſt
volkswirtſchaftlich völlig verkehrt. Es iſt lediglich die Rückſicht-
nahme auf den Steuerunwillen der Beſitzenden, die zur Ein-
bringung indirekter Steuervorlagen führt. Wenn tatſächlich eine
weitere Anſpannung der direkten Steuern unmöglich iſt, weil nichts
mehr da iſt, was weggeſteuert werden könnte, ſo können auch in-
direkte Steuern da nichts mehr herausholen, wo nichts mehr iſt.
Wenn es ſo weit iſt, dann iſt eben der Staatsbankerott da.

Das einheitliche Steuerſyſtem.
Bekanntlich iſt beabſichtigt, eine einheitliche Beſteuerung durch

das Reich einzurichten; die Staaten und Gemeinden ſollen dann
prozentual an den Steuern beteiligt werden und das Recht haben,
beſondere Zuſchläge dazu zu erheben. Aus Berlin wird gemeldet:
Der Hausbaltungsausſchuß der Preußiſchen Landesverſammlung
tritt am Dienstag zu einer außerordentlichen Sitzung zuſammen,
m vor der endgültigen Entſcheidung des Staatenausſchuſſes über
ie Reichs-Einkommenſteuervläne des Miniſters Erzberger Klar-

heit über die Stellung Preußens zu dieſer wichtigſten Finanzfrage
zu ſchaffen. Nach württembergiſchen Blättern hätte der Erz-
berger Steuerunitarismus Ausſicht, angenommen zu werden, trotz
heftigen Widerſtandes verſchiedener Einzelſtaaten. Die ſächſiſche
Staatskanzlei verbreitet die Mitteilung, daß Sachſen gegen eine
vereinheitliche Finanzverwaltung ſei.

alle Reichsbanknoten nach und nach einziehen und durch Gut-
ſcheine erſetzen. Das hat ſich als unmöglich herausgeſtellt. Es
ſind mehr als 1700 Millionen Kaſſenſcheine im Umlauf, ein Um-
tauſch wäre in abſehbarer Zeit eine Unmöglichkeit

Internationale Konferenz in Luzern.

Die Jnternationale Konferenz in Luzern wurde am Sonn-
abend durch eine Ausſprache Henderſons (England) eröffnet,
in der er mehr Aktivität von der Jnternationale fordert.
Sie müſſe die Regierungen über die Größe der wiritiſchaft-
lichen Kriſe unterrichten und einen Plan zum wirtſchaftlichen
Wiederaufbau Europas entwerfen. Die Unterſtützung der reaktio-
nären Kämpfe gegen Rußland und Ungarn durch die Entente ver
urteilt er, und ebenfo iſt er der Meinung, daß der Friedensvertrag
gründlich revidiert werden müſſe. Henderſon hält die Soziali-
ſierung der großen öffentlichen Betriebe für notwendig und fordert
die Teilnanhme der Arbeiter an der Leitung der Jnduſtrie.

Nach ihm kritiſierte der Franzoſe Cachin daß das Jnternatio-
nale Bureau fich in der Frage des Friedensſchluſſes ſo paſſiv ver
halten habe.

Der Engländer Macdonald machte praktiſche Vorſchläge für
den Wiederaufbau der zweiten Jnternationale, wobei er vor allem
hervorhob, daß die Zeit der negativen Proteſte vorbei ſei; man
müſſe ſich jetzt zu aktiven Maßnanhmen entſchließen, die der
Internationale vermehrte Autorität verſchaffen müßten. Eine
ähnliche Nichtachtung, wie ſie bei der Verweigerung der Päſſe an
die Studienkommiſſion für Rußland durch den Viererrat zum Aus-
druck gekommen ſei, dürfe ſich nicht wiederholen. Auch in finanz-
politiſcher Hinſicht müſſe der Sozialiſtenkongreß ein internatio-
nales Programm ins Leben rufen.

Der holländiſche Abgeordnete Troelſtra wies auf die Fehler
der ſozialiſtiſchen Parteien während des Krieges in den verſchiede-
nen Ländern hin und empfahl Nachſicht bei Veurteilung der Hand-
lungen der VBolſchewiki.

Wels (Scheinſozialiſt aus Deutſchland) ſagt, daß die Jnter-
nationale zu ſchwach geweſen ſei, um die Durchführung des Wilſon-
Programms zu erzwingen. Da die Weltherrſchaft ſich jetzt in den
Händen von Amerika und England befinde, müſſe jetzt auch dort

Keine Einziehung der Banknoten. Die Reichsregierung wollte

das Prolgigr ja den Kapel qufnehmen für die Aaterdrägte Rrei-

e r e rw-ſel e haben. Die deutſche Sozia denke nicht an
We öhn mit der Bonxgeoiſte: doch e die Mehr

eit des deutſchen Volkes p7 ſozialiſtiſch r önne auch der
n n nicht durchgeführt werden. (Echt regierungsſogzia

Nach einem Rechtfertigungsverſuch von Huhsmans betonte
Bandervelde (Belgien): Der Wiederaufbau der zweiten

tionale ſei unmöglich ohne eine endgültige Löſung der
e der Verantwortlichkeit. Zwiſchen der zweiten und

der dritten ernationale ſei eine Vereinigung un lich.
Molkenbuhr (Deutſ d) Die deutſchen Sozialiſten ſeien

bereit, die Frage der Verantwortlichkeit auf dem nächſten Kongreß

r zu ſtellen.ongreß ernannte zwei Kommiſſionen, die bis Mittwoch

ne zu mee haben er g. Fpgr J arnationale zur allgemeinen politiſchen e und zur FrageWiederaufeaues der nternationale. Vie nächte öffentliche
Sitzung findet Mit ſtatt.

Eine internationale Lektion.
Auf dem in Amſterdam tagenden internationalen Gewerkſcha

Dabei kam die die die Ar-Bureaus vorgenommen Lißachturbeiter anderer Länder den Klopffechtern der deutſchen Kriegs
politik im Lager der Gewerkſchaftler entgegenbringen, klar zutage.

einen faſt 534 Millionen gewerkDeutſchland marſchiert mit
Bei dem Einſchaftlich organiſierten Arbeitern an der Spitze.

fluß und bei dem Anſehen, das die deutſche Arbeiterſchaft vor dem
ſchmählichen Verrat der S Generalſtäbler bei den
Arbeiterorganiſationen aller Länder genoß, wäre es ſelbſtverſtänd-
lich geweſen, einen Vertreter der deutſchen Arbeiter zum 1. Vor
ſitzenden zu wählen. Das geſchah jedoch nicht. Sowohl der erſte
Vorſitz als auch der zweite wurde Vertretern der Arbeiterorgani-
ſationen der Ententeländer übertragen, Appleton (England), Jou
haux (Frankreich). Daß es ſich hier um eine gewollte Stellung-
nahme gegen die Kriegspolitik der deutſchen Gewerkſchaftsgrößen
handelte, empfanden auch Legien und Saſſenbach, als ſie zu Kan
didaten für den zweiten ſtellvertretenden Vorſitzenden vorgeſchla
gen wurden. Beide lehnten die Kandidatur ab. Legien ſagte, der
Kongreß habe ſowohl zum Vorſitzenden als auch zum 1. ſtellver-
tretenden Vorſitzenden Mitglieder aus derſelben Gruppe der
Kriegführenden gewählt. u t ſolcfür Deutſchland, daß die Deutſchen keinen Sitz im Bureau zu
haben wünſchten.

Dieſem Vorgang darf man wohl ohne weiteres einige Bedeutung
beimeſſen. Er zeigt, daß die einſt in der internationalen Arbeiter
bewegung führende deutſche Arbeiterſchaft ſich ihres Anſehens dank
Legien und ſeiner Gleichgeſinnten nicht mehr erfreut. Das wird
auch nicht eher anders werden, bis die deutſchen Arbeiterorgani-
ſationen die Verräter an der proletariſchen Bewegung aus ihren
führenden Stellungen hinweggefegt hat.
es auch nicht getan. Es iſt ihre hiſtoriſche Miſſion jetzt mehr denn
ſe, in dem Kampfe um die Niederringung der Kapitalsherrſchaft
die Stoßtruppe zu ſein. Wird ſie ſich dieſer Aufgabe voll bewußt,
und handelt ſie danach, dann werden ſich die Proletarier aller
Länder ihrer Führung gern wieder anvertrauen.

Ratifizierungsſchritte. Verſailles, 2. Auguſt. Der Frie
densausſchuß der franzöſiſchen Kammer ratifizierte den Friedens
vertrag mit 35 Stimmen gegen eine Stimme FAbg. Louis Marin)
und zwei Stimmenenthaliungen (Abgg. Grodet und Daniel Vin
cent). Der Friedensausſchuß beſteht aus 60 Mitgliedern. Die
Kammer ſoll erſt am 26. Auguſt die Veralung der Ratifikation
beginnen. Man glaubt, erſt gegen Mitte September die
Ratifizierung vollzogen zu haben. Dies aktweiſe geſpielte Theater
wird aus politiſchen Gründen ſo in die Länge gezogen.

Amerika will Frieden. Newyorker Blätter melden: Jm Senat
traf eine Botſchaft Wilſons ein, die einen Vorſchlag enthält, der
es ermöglicht, den Kriegszuſtand mit Deutſchland zu beenden, be
vor die Frage der Ratifizierung des Friedensvertrages endgültig

geregelt iſt. Dies ſoll durch eine beſondere Erklärung. des Senats
erfolgen.

Gegen den Gewaltfrieden! Aus Jtalien wird berichtet: Die
offiziellen Sozjaliſten beſchloſſen in ihrer allgemeinen
Sitzung gegen die Rätifizierung des Verſailler Friedensvertrags
zu ſtimmen.

Der Vedantwortliche war Hindenburg! Herr Hindenburg
erläßt durch Militärſtellen folgende Bekanntmachung: Die An-
griffe gegen meinen früheren Mitarbeiter, den General Luden-
dorff, mehren ſich. Ohne mich in eine Erörterung über die Un
gerechtigkeit dieſer Angriffe einzulaſſen, bemerke ich, daß für alle
Entſchließungen der Oberſten Heeresleitung ich allein die volle
Verantwortung trage. General Ludendorff hat ſtets im Ein
verſtänd uns mit mir gehandelt. Wer den General Ludendorff
trifft, trifft alſo mich. Hindenburg.

Auch „Rupprecht, Kronprinz von Bayern“ ſo nennt ſich der
Herr hat ein Proteſtſchreiben an den bayeriſchen Landtag ge
richtet, in dem er gegen die Auslieferung proteſtiert. Er ſtehe dem
Landtage zur Verfügung, dem er ſich überantworte, aber nicht
einem Ententegerichtshofe.

Briefwechſel unter der Vetterſchaft. Der frühere ſogenannte
Prinz Heinrich hat an ſeinen Vetter, den iſſchen
König, einen Brief gerichtet, in dem er ſagt, daß England allein
den Weltkrieg durch Einkreiſung des deutſchen Konkurrenten vor-
bereitet habe. Engliſche Staatsmänner ſeien die allein Schuldigen.
Deshalb bitte er, Wilhelm II. nicht vor Gericht zu ſtellen. Höch
ſtens wäre ein Gerichtshof aus Neutralen, etwa mit dem Sitz in
Madrid, „denkbar“. Der Zweck des Briefes iſt, die Aburteilung
Wilhelms zu verhindern. Da ſich. die Vettern ſchon wieder Briefe
ſchreiben, wird die Sache nicht ſo ſchlimm werden.

„Frau Spitzel!“
Die Leipziger Volkszeitung veröffentlicht folgendes Jnſerat aus

den Leipziger Reueſten Nachrichten, das einen Einblick in die weit
verzweigte Spitzelorganiſation Deutſchlands gibt.

„Energiſche weltgew. Frau d. beſt. Kr. ſteht mit Rat und Tat
zur Verfügung bei Geheimauftrag u. Vermittlg. jed. Art.
Zuſchriften erreicht ſtets unter hauptpoſtlagernd. Verbind.
in all. Teilen Deutſchlands.

Das ſchmähliche Handwerk eines Spitzels im Dienſte der
Gegenrevolntion wird jetzt alſo auch durch Frauen ausgeübt.
Wahrſcheinlich ſollen dieſe dann, wie es einſtens in Frankreich.
üblich war, alle ihre weiblichen Reize und Künſte ſpielen laſſen,
um ihre Opfer zu umgarnen. Sicher iſt, daß dieſe ſchmachvollen
Weiber mindeſtens ebenſo zu lügen verſtehen werden, wie bisher
ihre männlichen Kollegen.

Der Hochverratsprozeß in Wilhelmshaven.
Am 30. Juli ging der Hochverratsprozeß zu Ende. Es wurden

wegenHochverrats verurteilt Jörne zu 7 Jahren, Bock zu 6 Jahren.
Weiland und Schneider zu je 5 Jahren Feſtung. Die Unter
ſuchungshaft wurde angerechnet. Wir bringen morgen eine
Würdigung des Prozeſſes.

Max Levien verhaftet. Wie aus Jnnsbruck gemeldet wird,
wurde der Münchener Kommuniſtenführer Max Levien am
Brenner von italieniſchen Grenzpatrouillen verhaftet, Levien iſt
nach Deutſchmatrai im Automobil gefahren und hat denn den
Eiſenbahnzug benutzt.

Der Bankbeamte Marx in Berlin wurde aus der Haft entlaſſen,
da eine Verdunkelungsgefahr nicht mehr vorliege.

Der Unterſtaatsſekretär Hugo Heinemann aus dem preußiſchen
Juſtizminiſterium iſt am Sonnabend geſtorben. Heinsmann, der
zu den Rechtsſozialiſten gehörte, war während des Krieges einer
der ſchlimmſten Nationaliſten und Durchhalter. Dem rechts-
ſozialiſtiſchen Parteivorſtand hat er bei den Gewaltakten gegen
die Oppoſition, insbeſondere beim Raub des Vorwärts, juriſtiſche
Handlangerdienſte geleiſtet. Nach der Revokution, deren erbitter-
ter Gegner er war, erhielt er als Belohnung für ſeine treuen
Ding den Poſten des Unterſtaatsſekretärs,

fts
kongreß wurde am Freitag die Wahl des ſtändigen internationalen

Daraus ſpreche eine ſolche Mißachtung

Doch damit allein wäre
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Die Alliierten haben auf die Forderungen der deutſ ierung hinſichtlich der Verwaltung der beſetzten Gebiet r e
langen Note geantwortet. Sie verſichern, die Beſetzung ſo wenig
drückend wie möglich machen zu wollen, behalten ſich aber vor, Ver
ordnungen mit Geſetzeskraft erlaſſen. Jm übrigen wollen ſie
die deutſche Reichs und Lan en unangetaſtet laſſen,
ſoweit Ke die Sicherheit und die Bedürfniſſe der allfierten Streit
kräfte nicht beeinträchtige. Religiöſe Freiheit, Fgeiheit der e,
Wahlen, Verſammlungen und Verkehr mit dem ünbefetzten Gebiet
werden unter dieſem Vorbehalt anerkannt. Der Re )skommiſſar
wird als Vertreter des Reichs, nicht aber als Vertreter der Einzel-
ſtaaten anerkannt, wenn ſich die Regierungen nicht auf einen ge
meinſamen Vertreter einigen

Das Vorrecht, vor alliierten Gerichtshöfen abgeurteilt zu werden,
ſoll nicht an deutſche Staatsbürger erteilt werden, aber es ſoll auch
nicht gegen Staatsdeutſche vorgegangen werden, die während des
Waffenſtillſtandes „politiſche oder wirtſchaftliche Handlungen“ be
gangen haben, die gegen die deutſchen Geſetze verſtoßen. Die von
den Alliierten beſchuldigten Perſonen müſſen ausgeliefert werden,
auch wenn ſie ſich auf nichtbeſetztes Gebiet geflüchtet haben. Die
Verwaltung der Reichs und Staatseinkünfte bleibt in der
deutſchen Behörden. Die vertragsgemäß feſtgelegte Einrichtung
eines Steuerſyſtems ſoll von den Alliierten einſtweilen nicht vor
genommen werden. Verhängung des Belagerungszuſtandes erfolgt
von den Alliierten, wenn ſie es für notwendig halten, ohne Füh-

lungnahme mit den deutſchen Behörden. An Stelle der Agenten
zur Beaufſichtigung der deutſchen Behörden ſollen Verbindungs-
veamte zwiſchen den deutſchen Zivil- und alliierten Militärbehörden
eingeſetzt werden. r die Jnnehaltung des in der
Note Dargelegten iſt die genaue Ausführung des Friedensvertrags
durch Deutſchland. Die Zahl der Beſatzungstruppen ſoll der deut
ſchen Regierung mitgeteilt, über die Requiſition ein Reglement
vereinbart werden.

Grubenſtreiks in Ober' leſen.

Kattowitz, 3. Auguſt. (W. T. B.) Die Paulusgrube
ift geſtern in den Ausſtand getreten, da die Belegſchaft die Ein
ſtellung von etwa 20 Grenzſchutzſoldaten mißbilligs Die
Ddentſchlandgrube iſt von den zuſtändigen Be vier
heamten geſchloſſen worden, weil nach Abſetzung des Direktors
GBlugoſch durch die Arbeiter die Beamtenſchaft ſich geſchloſſen
hinter den Direktor ſtellte und in den Abwehrſtreik trat. Der Be
trieb der Grube konnte ohne techniſche Beamten nicht weiter
geführt werden.

Die Arbeitskämpfe im Auslande.
Der Generalſtreik in der Schweiz bleibt noch drohend in der

Schwebe. Die Nacht vom Sonnabend zum Sonntag iſt in Baſel
völlig ruhig verlaufen. Die Streikleitung der Arbeiter- Union hat
der Regierung erklärt, die Arbeiter der Stadt Zürich würden im
Generalſtreik verharren, bis die Durchführung folgender Forde-rungen ſicher erſcheine: 1. Sofortiger Preisabban für ſämtliche
Lebensmittel und Bedarfsartikel. 2. Verhinderung jedes Milch-
preisaufſchlags. 3. Beſchlagnahme von Stoffen und Schnuhen.
4. Herabſetzung der Mietpreiſe und Rationierung der Wohnungen.

Die Schweizeriſche DepeſchenAgentur meldet: Jn der Schweiz
wird eine allgemeine Aktion gegen die Lebensmittelteuerung durch-
geführt. Die Gewerkſchaften werden die Frage prüfen und dem
Bundesrat ihre Forderungen unterbreiten. Sie werden alle ihnen
zur Verfügung ſtehenden Mittel zur Unterſtützung ihrer Forde-
rungen anwenden.

England. Aus London wird gemeldet, daß der Streik der
Poliziſten ein Fehlſchlag war. Er dauerte bis 6 Uhr morgens.
Von 5000 Poliziſten die in der Nacht Dienſt hatten, verließen nur
311 ihren Poſten. Alle die geſtreikt haben, werden ent
laſſen. Jnfolge des Poliziſtenausſtandes haben in Liver-
pool Unruhen und Plünderungen ſtattgefunden, wobei große
Mengen Güter geſtohlen wurden. Es ſind Truppen ange-
kommen.

Amerika. Chicago, 1. Auguſt. 100 000 Arbeiter
der Eiſenbahnwerkſtätten und Eiſenbahnangeſtellten in
Chikago haben die Arbeit niedergelegt. Meldungen aus Atlanta
und Georgia beſagen, daß 30000 Eiſenbahnwerkſtättenarbeiter in
den ſüdlichen Staaten die Arbeit eingeſtellt haben. Die Werk-
ſtättenarbeiter in Philadelphia Boſton, Denver und anderen wich-
tigen Handelspunkten ſind gleichfalls in den Ausſtand getreten.

Freiheit für den Fiſchwucher!
Aufhebung der Zwangsbewirtſchaftung.

Berlin, 3. Auguſt. (W. T. B.) Mit Wirkung vom 4. Auguſt
1919 hat die zuſtändige Stelle die inländiſche Bewirtſchaftung der
Fiſche und Fiſchprodukte aufgehoben. Es werden von dieſem
Tage an ſämtliche inländiſchen und ausländiſchen Friſchfiſche in
die Auktionen gehen, die vom Reichskommiſſar für Fiſchver-
ſorgung genehmigt ſind und unter deſſen Kontrolle ftehen. Die
vahbei erzielten Preiſe werden vom Reichskommiſſar für Fiſchver-
ſorgufig überwacht. Sie ſind deshalb als Preiſe im Sinne des
S 4 der Preistreibereiverordnung vom 8. Mai (Reichsgeſetzbl. 3W)
arzuſehen, nach dem eine Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften
des S 1 Nr. 1 und 2 nicht erfolgt, wenn Höchſtpreiſe oder von
einer zuſtändigen Behörde feſtgeſetzte Preiſe oder Verfügungen
eingehalten werden. Die auf den Auktionen feſtgeſetzten Preiſe
bilden die Grundlage für die weitere Preisbildung, welche ſich im
übrigen nach den beſtehenden Vorſchriften richten muß, d. h. nur
mit einem angemeſſenen Nutzen gemäß den allgemeinen Verord-
nungen gegen die Preistreiberei vor ſich gehen darf.

Verſtaatlichung der Elektrizitäts

wirtſchaft.
Der Nationalverſammlung iſt ein Geſetzentwurf zugegangen,

der aus beſtimmten Abſichten heraus als „Geſetzentwurf über die
Sozialiſierung der Elektrizitätswirtſchaft“ bezeichnet wird. Daß
ſowohl die Regierung wie auch die ſämtlichen bürgerlichen Par-
teien mit Einſchluß der Rechtsfozialiſten gefliſſentlich Sogiali-
ſierung nennen, was in Wirklichkeit weiter nichts als eine Ver-
ſtaatlichung iſt, verſteht ſich nach all den von den genannten
Körperſchaften an den Tag gegelgten Auslaſſungen am Rande.
Der Entwurf ſpricht dem Reiche die Befugnis zu, „das Eigentum
an Anlagen, die zur Fortleitung von elektriſcher Arbeit in einer
Spannung von 5000 Volt und mehr beſtimmt ſind und zur Ver-
bindung mehrerer Kraftwerke dienen, gegen angemeſſene Ent
ſchädigung zu übernehmen. Desgleichen wird darin die Befugnis
zur Uebernahme des Eigentums an Anlagen ausgeſprochen, die
zur Erzeugung von elektriſcher Arbeit (Elektrizitätswerke) dienen
und mit einer inſtallierten Maſchinenleiſtung von 5000 Kilowatt
und mehr ausgeſtattet ſind, ſoweit ſolche Anlagen nicht ganz über
wiegend zur Erzeuguttg elektriſcher Arbeit für eigene Betriebe
des zu enteignenden Unternehmens dienen. Jn ähnlicher Weiſe
wird dem Reiche die Befugnis zur Erwerbung von Rechten zur
Ausnutzung von Waſſerkräften für die Erzeugung von elektriſcher
Arbeit gleicher Leiſtungsfähigkeit zugeſprochen. Falls an Unter-
nehmen, die nach dem Entwurfe verſtaatlicht werden ſollen, Länder
oder Kommunalverbände beteiligt ſind, ſollen dieſe verlangen
können, „daß das vom Reich übernommene Elektrizitätswerk einer
Geſellſchaft übertragen wird, an der ſie in einem Umfange be
teiligt werden, der ihrer bisherigen Beteiligung entſpricht. Ent
ſchädigt werden ſollen die Geſtehungskoſten unter Berückſichtigung
angemeſſener Abſchreibungen, bei Uebernahme von Rechten ſollen
die Aufwendungen dafür erſetzt werden.

Jn der Begründung des Entwurfs wird auf die gewaltige Aus
dehnung der Elektrizitätswirtſchaft hingewieſen, die im Jahrzehnt1907 bis 1917 von annähernd 424 Milliarden auf 22 Milliarden
Kilowattſtunden ſtieg. Zurzeit beſtehen in Deutſchland über
4000 Elektrizitätswerke, von denen viele unwirtſchaftlich

Die Verwaltung der beſetzten Gebiete. ſzrre Intereſſe geboten wäre entgegenwirkten. H ögiche Ausnutzung der Waſſerkraſte Au le iſchen v Wage
kräften und den namentlich in den Kohlen fribetn Mittel-
deutſchlands ruhenden Brennſtoffenergien, planmäßiger Ab
bau der Höchſtſpannungsleitungen, Schaffung eines muſtergültigen
elektriſchen Wagennetzes, all das ſoll durch die Verſtaatlichung er
reicht werden. Die Begründung beſagt weiter:

„Die Vereinheitlichung der Eiſenbahnen in der Hand des
Staates r es, zum Nutzen der volkswirtſchaftlichen Schätze
Landesteile oder Wirtſchaftsgruppen durch niedrige Eiſenbahn
tarife zu ſtützen und zu fördern und die infolgedeſſen in den Be
triebsergebniſſen entſtehenden Lücken durch Mehreinnahmen in
andern Verkehrszweigen, die eine ſtarke Belaſtung tragen können,
wieder aufzufillen. Ein ähnlicher Ausgleich wird künftig auch
in der Elektrizitätswirtſchaft dadurch herbeigeführt werden kön-
nen, daß das Reich die Stromtarife ganz den Bedürfniſſen der
verſchiedenen Verbrauchergruppen anpaßt. Das geſamte in Groß-
elektrizitätswerken inveſtierte Privatkapital iſt auf etwa eine
Milliarde Mark geſchätzt worden.“
Schon aus dieſen wenigen Hinweiſen geht hervor, wir wertvoll
für die Geſamtwirtſchaft die Zufammenfaſſung der Energieerzeu-
gung iſt. Wie viel mehr aber ließe ſich für die irrt
herausholen, wenn wir eine zur wirklichen Sozialiſie-
rung ernſtlich gewillte Regierung hätten.

Aus der Provinz.
Der Heimatdienſt gegen die Landarbeiter.

Der Sekretär des Heimatdienſtes, Herr Stadtverordneter Müller
aus Halle, hat ſich anſcheinend zum Wanderredner des Bundes
der Landwirte ausbilden laſſen. Vor einigen Tagen referierte
er in Querfurt vor der „otganiſierten Landarbeiterſchaft“. Es
waren allerdings mehr Landwirte und Frauen anweſend als Land-
arbeiter. Nachdem der Heimatdienſtbefliſſene erſt allerhand dum-
mes Zeug über den Krieg und deſſen Vorgeſchichte geſchwatzt hatte,
ging er auf die Landarbeiterfrage ein. Kein oſtelbiſcher Junker
hätte die Jntereſſen des Agrariertums beſſer vertreten können, als
dieſes Prachtexemplar von einem Rechtsſozialiſten. Die Land-
arbeitsordnung vom 24. Januar 1919 hat es ihm beſonders an-
getan. Er ſtellte die Schönheiten dieſer Ordnung in ein ſo roſiges
Licht, daß die Landarbeiter nun ſelbſt von ihrem wirklich be-
neidenswerten Daſein überzeugt ſein mußten. Jm übrigen ſei
ihnen die Verbeſſerung ihrer ſozialen Lage mühelos in den Schoß
gefallen, was natürlich nur eine Folge der konſequenten ſozialiſti-
ſchen Politik der Regierung ſei. Die Landarbeiter ſind wirklich
undankbare Menſchen, die ſich nun erdreiſten, gegen die Regie-
rung vorzugehen. Es gehört die ganze Heuchelei und Unverfroren-
heit eines Rechtsſozialiſten dazu, von des ungeheuren Sterblich-
keit und dem ſchweren Siechtum zu wimmern, das die äußere
Blockade über das arme Deutſchland gebracht habe; denn wer bis
zum letzten Tag die verbrecheriſche Politik der Kriegshetzer unter-

ſvrochen. v e heraus wurden vier Reviſoren gei, um den gemeinen Verdächtigungen, die gegen den Betriebsrat
waren, von vornherein den Boden zu nehmen. Eine ſtarke

egung bewegte die Verſammlung, als über den Antrag wegen
Direktor Trautwein verhandelt wurde. Ein Antrag „Uebergang zur
Tagesordnung wurde in der erſten Verſammlung gegen acht Stimmen
angenommen, in der zweiten Verſammlung einſtimmig. Bei den
übrigen Punkten kamen die Wünſche und Beſchwerden der Belegſchaft
klar zum Ausdruck Der Betriebsrat kann aus beiden Verſammlungen

Material ſchöpfen, um weiter zu wirken für das Wohl der
legſchaft, wie der Allgemeinheit.

Ein Arbeitergeſangverein wurde hier vor kurzem ge
gründet, um dem Bedürfnis der Arbeiter, ſich weiterzubilden, ent-
gegenzukommen. An den hieſigen Genoſſen liegt es nun, dieſen
jungen Verein tatkräftig zu unterſtützen. Anmeldungen nimmt Genoſſe
Rechenber erntgegr. Singeſtunden ſind jeden Dienstag abend von7 bis 9 üdr bei Naumann.

Paſſendorf. Frauenverſammlung. Die Genoſſin Koenen-
Merſeburg ſprach über Die Frauen im politiſchen Kampf. Daß die

nicht politiſch und logiſch denken können, ſei auf die früheren
erhältniſſe zurückzuführen. Hauptaufgabe fei es, das ländliche weib-

liche Proletariat politiſch zu bilden, da ja die Hauptreaktionäre auf
Lande ſitzen. Die Genoſſin wies dann auf die Werbekraft der

U. S. P. hin und ſprach von der Weltrevolution, die allein die Be
freiung der Arbeiter bringen werde. Die Kinder ſozialiſtiſch zu erziehen,
ſie der bürgerlichen Weltanſchauung zu entfremden, das ſei die Aufgabe
der proletariſchen Frauen. Die Vergnügungsſtätten und Freuden, die
die herrſchende Klaſſe der proletariſchen Jugend biete, degeneriere das
Geſchlecht. Sozialiſtiſche Bildungsſtätten und proletariſche Kunſt werde
unſere Jugend zu ſittlichen Menſchen und begeiſterten Kämpfer für
den Sozialismus erziehen. Die Referentin ſtreift die Heuchelei der
bürgerlichen Ehe. Der Kampf der Frauen geht darum, aus der jahr-
tauſend alten Abhängigkeit des verbiühenden Geſchlechts eine wirkliche
Gleichheit der Geſchlechter zu machen. In der Ausſprache wurde das
Schulkompromiß bekämpft und eine klare Stellung der hieſigen Lehrer
gefordert. Jn die Jugendkommiſſion wurden Frau Hermann und
Fräulein Kribitza gewöhlt.

Schildan. Bahnbau. Das Projekt des Bahnbaues Schildau
Mockrehna iſt nunmehr endgültig zum Abſchluß gebracht worden.
Mit dem Bau wird in der nächſten Zeit begonnen werden. Man
glaubt die außerordentlich großen Stein- und Tonlager in unſerer
Gegend erſchließen zu können. Das wäre natürlich auch für die
Arbeiter von Bedeutung.

Greppin. Kirchengaustritt. Am 1. Auguſt fand hier eine
gutbeſuchte öffentliche Verſammlung ſtatt, in welcher Genoſſe
Kürbs aus Halle über das Thema „Religionsunterricht, Kirche und
Schule im Volksſtaat“ ſprach. Der Redner unterzog dem Treiben
der Kirche im Staate einer ſcharfen Kritik und kennzeichnete den
Religionsunterricht in der Schule als Erziehungsmittel für unſere
Kinder in treffender Weiſe. Das Schulkompromiß der National-
verſammlung wurde gebührend gewürdigt und die Einheitsſchule
ohne Religionsunterricht gefordert. Der Redner wies auf die
Konſequenzen hin, daß die Genoſſen, welche innerlich ſchon längſt
mit der Kirche gebrochen haben, aber den Weg des Austrittes nochſtützt hat, der hat kein Recht, gegen die zu weitern, die ſich gegen

die erdrückenden Folgen dieſer kurzſichtigen Politik wenden müſſen.
Und nun benutzte Herr Müller ſeine weiteren Ausführungen zu
einer wüſten Hetze gegen die Unabhängigen, die jetzt vor der Ernte
die Landarbeiter in den Streik treiben wollen. Eine Entſchul-
dungsſumme von 300 Mark pro Kopf zu verlangen für die Zeit-
dauer des Krieges, ſei eine unmögliche Forderung der Land-
arbeiter. Die armen Agrarier, die während des Krieges nichts ver-
dient, ſondern alles auf dem Altar des Vaterlandes geopfert haben,
können eine ſolche Belaſtung natürlich nicht tragen. Tiefer geht
es wirklich nicht mehr. Sogar vor die Geldſchränke der Groß-
agvarier ſtellen ſich ſchützend die Rechtsſozialiſten! Diefen Eindruck
kann man auch mit den abgedroſchenen Tiraden über den böſen
Bolſchewismus der aus Deutſchland einen Trümmerhaufen machen
will, nicht verwiſchen. Die Methode: „Haltet den Dieb“, zieht nicht
mehr. Das deutſche Proletariat weiß, wo die wirklich Schuldigen
ſitzen, vor die ſich jetzt Herr Müller ſtellt. Aber weil Leute vom
Schlage Müller mitſchuldig ſind, deshalb können ſie von der
Politik nicht los. Statt ſich mit Trotzkys Programm zu beſchäf-
tigen, ſollen die Rechtsſozialiſten lieber zurückblicken auf das ver-
ratene Erfurter Programm. Angeſichts des Belagerungszuſtandes
und der Handgranatenpolitik eines Noske von der Sorge
der Regierung für die Landarbeiterſchaft zu reden, iſt
wirklich ein ſtarkes Stück. Wir empfehlen Herrn Müller, dieſe
Argumente einmal in einer richtigen und nicht bloß von Beſitzern
beſuchten Landarbeiterver ſammlung vorzutragen. Die Wirkung
dürfte ſehr nachdrücklich ſein! Wenn die Landarbeiter die Regie-
rung unterſtützen ſollen, dann müſſen ſchon großzügige Reformen
geſchaffen werden. Ehe nicht der Grund und Boden in Gemein-
eigentum übergeht, und der Landarbeiter als freier Arbeiter auf
freiem Boden arbeitet, beſteht keine Verpflichtung, die Regierung
der Kapitaliſten und Großgrundbeſitzer zu unterſtützen. Der
Referent ſtimmte das alte Lied an, daß nur die Arbeit Deutſch
land retten könne. Das braucht er den Landarbeitern nicht zu
erzählen. Er hätte beſſer getan, das den Großgrundbeſitzern zu
ſagen. Daß wir nur mit Produkten unſeren Verypflichtungen
nachlommen können, wiſſen die Arbeiter auch. Die Verſammlung
ift eine treffende Jlluſtration für den wahren Charakter des Hei-
matdienſtes, der ſich in Halle als ein ſozialpolitiſches neutrales
Gebilde aufſpielt, und ſich auf dem Lande in ſeiner ganzen Nackt-
heit als Verfechter der alten Reaktion entpuppt.

Konferenz der Arbeitsnachweisleiter in Sachſen Anhalt in
Magdeburg.

Am 25. Juli fand in Magdeburg eine Verſammlung der
Arbeitsnachweisleiter aus Sachſen-Anhalt ſtatt, an der etwa 150
Perſonen teilnahmen. Verhandelt wurde zunächſt über die Ver-
mittelung land wirtſchaftlicher Wanderarbeiter für das nächſte
Jahr, wobei ſich die Zweckmäßigkeit einer ſtarken Zentralifation
dieſes Vermittlungszweiges ergab. Dann ſprach der Vorſteher
des ſtädtiſchen Arbeitsamtes, Gairing-Erfurt, über die Frage der
Schaltervermittlung und fand mit ſeiner grundſätzlichen Ableh-
nung des Schalters, der nur in ſeltenen Fällen angebracht ſei,
allgemeine Zuſtimmung. Ferner wurde noch geſprochen über die
Unterbringung der heimkehrenden Kriegsgefangenen (Bericht-
erſtatter Direktor Strecke vom ſtädtiſchen Arbeitsamt Magdeburg)
und die Einrichtung von Berufsämtern. Die nächſte Verſamm-
lung ſoll im Oktober in Erfurt ſtattfinden.

Lügen. Stadtverordnetenſitzung. Die Kaſſenabſchlüſſe für
Monat Juni werden genehmigt. Man einigt ſich dahin, dem Ren-
danten Koch die Teuerungszulage voll auszuzahlen. Bei Beratung
über das Ortsſtatut betr. Erweiterung der Fortbildungsſchule geiſeln
Gen. Rohmann und Franke das Verhalten der Lehrer beim Unter-
richt und betonen ganz entſchieden, daß der Unterricht nur zum Lernen
der Fortbildungsſchüler benutzt wird und nicht zu Unterhaltungen
über Politik. Dem Leiter der Fortbildungsſchule werden pro Jahr
100 Mk. bewilligt. Als Beihilfe zu den Koſten des Mieteinigungs-
amtes werden 1350 Mk. ausgeworfen. Ferner wird der Magiſtrat
ermächtigt eine Anleihe bei der Sparkaſſe aufzunehmen zur Deckung
der Unkoſten des Elektrizitätswerkes. Dem Höchſtgebot der Hartobſt
nutzung wird zugeſtimmt und der Kleinverkaufspreis dahingehend
geregelt, daß 5 Pf. pro Pfund von der Pachtſumme dem Käufer ver
ütet werden. Hierbei tadelt Genoſſe Albrecht die Füllung des Stadt-
äckels auf Koſten der minderbemittelten Bevölferung und vor allem
die Nichtanhörung der Lebensmitteldeputation ſeitens des Magiſtrats.
Wegen Fortführung der elektriſchen Straßenbahn Dürrenberg-Lützen
wird dem Magiſtrat aufgetragen, wegen einer Beteiligung von
300 000 Mk. Aktienkapital, mit der Geſellſchaft in Verbindung zu
treten. Kleinere Anfragen wegen Entfernung der monarchiſtiſchen
Bilder in Schule und Stadtparlament beantwortet dey Magiſtrat
damit, daß dies Sache des Schulkollegiums ſei!

Brauusdorf. Belegſchaftsverſammlungen des B. und B.
Pfännerhall fanden am 29. und 30. Juli ſtatt. Betriebsrat Beyer er
ſtattete Bericht über die Tätigkeit des Betriebsrates; den Kaſſenbericht

ſammelten einverſtanden und erteilten dem Kaſſierer Entlaſtung. Demarbeiten, zum nicht geringen Teil auch deshalb, weil private und
lommunale Sonderintereſſen einer Zuſammenarbeit, wie es im Betriebsrat wurde das vollſte Vertrauen zu dieſem Punkte ausge-

gab Genoſſe Kohlſtock. Mit beiden Berichten erklärten ſich die ver

nicht gefunden hätten. Der heutige Abend bietet die beſte Ver-
anlaſſung hierzu. Daß die Ausführungen auf fruchtbaren Boden

fielen, bewies der ſofortige ſchriftliche Kirchenaustritt von 112

Perſonen. JPouch. Merkwürdige Vergeßlichkeit. Auf unſere Notiz
in Nr. 174 des Volksblattes war als Aushang in den hieſigen Lokalen
und im Bitterfelder Tageblatt folgendes zu leſen:

Bekanntmachung.
Die in das Volksblatt eingerückte Mitteilung, „ich hätte Beeren-

ſuchern die geſammelten Beeren weggenommen und zertreten“, erkläre
ich als gemeine Erfindung.

Pouch, den 30. Juli 1919. Der Förſter Jentſch.
Wir ſtellen hiermit feſt, daß nur ein Schreibfehler im Datum be

ſteht. Das ändert aber an der Tatſache nichts, daß am Montag, den
21. Juli, Herr Förſter Jentſch zwei Kindern die geſammelten Him-
beeren weagenommen und zertreten hat. Dies geſchah im W
Berg. Vielleicht kann Herr Jentſch dieſe edle Tat ſich nun in ſeinem
anſcheinend ſchwachen Gedächtnis zurückrufen.

Pieſteritz. Aus der Partei. Die am Donnerstag ſtattgefundene
Volkeverſammlung war gut beſucht. Genoſſe Lemcke, Arbeiterſekretär
aus Halle, ſprach über die politiſche Lage und den Gewaltfrieden. Jn
gut durchdachten Vortrag übte der Rednep ſcharfe Kritik an der Kriegs
politik der politiſchen Parteien einſchließlich der Rechtsſozialiſten, die
durch ihre Politik den raſchen Friedensſchluß vereitelten zum Nutzen
der Kriegsinduſtriellen und zum Schaden des Proletariats. Am Schuß
forderte der Redner auf, treu und feſt zur U. S. P. D. zu ſtehen,
welche allein wirkſam die Jntereſſen des Proletariats vertritt. Reicher
Beifall lohnte die trefflichen Ansführungen des Referenten. Einige
der anweſenden Kommuniſten ſtellten Anfragen, welche im Schluß-
wort beantwortet wurden. Es wird auch an dieſer Stelle auf die
dieſe Woche ſtattfindende Monateverſammlung des SozialdemokrattiſchenVereins aufmerkſam gemacht. Pflicht eines jeden Heugliedes iſt es
die Verſammlung zu beſuchen. Jn unſrer politiſch ernſten Zeit muß
jeder mitarbeiten, keiner darf ſich läſſig und gleichgültig beiſeite ſtellen.
Nur daunn, wenn jeder ſich in den Dienſt unſerer gerechten Sache
ſtellt, können wir die Kapitalwirtſchaft beſeitigen und dem Cozialismus
zum Siege verhelfen.

Aus dem Saalkreis.
Dölan. Ungenügende Krankenfürſorge. Dieſes ſs

oft behandelte Kapitel ſollte angeſichts der geſteigerten Lebens-
mittelzufuhr endlich beſeitigt werden. Das ſoziale Verſtändnis,
beſonders für die Kranken, müßte auch in den Gemeinden geſchärft
werden. Damit ſieht es aber in unſerem Orte ſehr troſtlos aus.
Nicht einmal die nach der ärztlichen Prüfungsſtelle zuſtehende
Wochenration von 500 Gramm Haferflocken, Grieß, Gerſtenmehl
oder Reis wird zugeteilt. Reis erhalten die Kranken überhaupt
nicht, weil er rationiert ſei. Jſt es wirklich der Gemeinde Dölau
nicht möglich, für ihre Kranken den ihnen zuſtehenden Reis auf-
zutreiben? Alle Beſchwerden beim Gemeindevorſteher ſind er-
folglos. Auch ſonſt iſt die Lebensmittelverteilung ſehr zu be
anſtanden. Wer von dem Kartoffelerſatz, 1 Pfund Kartoffel
flocken, Pfund getrocknete Mohrrüben, Pfund Graupen und

nichts. Die Nahrungsmittelſtelle ſchriebe es ſo vor. Der Preis
der angeführten Waren beträgt 8,46 Mark. Wie ſoll ein kranker
Jnvalid ſeine vierköpfige Familie mit 37,50 Mark Krankengeld
ernähren können? Woher ſoll er das Geld für Kleidung, Schuh-
werk, Feuerung und Miete nehmen? Die Miete ift obendrein um
19 Mark jährlich geſteigert worden. Das republikaniſche Deutſch-
land ſorgt wirklich in feiner Weiſe für feine kraten und armen
Volksgenoſſen

Benndorf bei Gröbers. Kinderſtreik. Durch das ſcharfe
Auftreten eines Aufſehers vom hieſigen Rittergut ſind die mit
der Erbſenernte beſchäftigten Kinder in den Streik eingetreten.
Die Kinder hatten einige Erbſen eingeſteckt, was den Aufſeher
veranlaßte, eine Durchſuchung vorzunehmen. Da die Kinder nun
die Arbeit verweigerten, erklärte der Gutsbeſitzer: Jhr müßt auf
der Straße vor Hunger liegen bleiben und verrecken, dann werdet
ihr wohl geſcheit werden. Natürlich, ſolange die Arbeiterkinder
willige Ausbeutungsobjekte ſind, ift man gut Freund mit ihnen.
im Augenblick aber, wo ſie unbewußt die Heiligkeit des Privat-
eigentums verletzen, entpuppen ſich dieſe Kreiſe ſogar den Kindern
gegenüber in ihrer vollen Brutalität. Die Eltern aber ſollten, ſo
weit es ihnen wirtſchaftlich möglich iſt, ihre Kinder ſolchem kapi
taliſtiſchen Anſchauungsunterricht entziehen.

Verantwortlich für Politik und Parteinachrichten: Paul Hennig; für Halle undSaalkreis und für Aus der Provinz: Werner Scholem; Angei Her nfürSchade; Verlag Volksblatt G. in. b. H. Druck: Hakeiche Beuoſſenſ
G. im. b. H., ſämtlich in Halle.

Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).
Sprechſtunden nur wochentags von 11 bis 1 Uhr und abends

von 5 bis 8 Uhr. Sonnabend nachmitiags und Senntags gefehloſſen.

Pfund Reis, nur einen Artikel zurückwies, bekam überhaupt.
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Walhalla-
Operetten-Thegter.

Ankang Uhr.
Operetten-Gastspie] 2Direkt Folix Meinhardt. S
Urösoster Iaeherteis i Helene

Dieu KeineMusik v. Walt. W. Goetze. in

Kasse V. 222 uZKönige, e
Ausverkauftes Haus erzlelt Jeden

Abend der erstklasstge Spielplan
Nene Posse: Der fualseho Geheimraot.

In der Hauptrolle W. Kruse, das genüögt.

Bey Bunte Be
früher „Oberpolinger“,

Täglich der vorzoöglicheErötfnungs- Spleiplan.
Marrat Kötter nr 32 Spatsceheoks usw.

W TS

t v de e
mittwoch, den 6. Auvust, abends 7Uhr,

im Volkspark, Burgstrasse 271
Mtglieder- -Versummlune

Tagesordnung:
I. Die Aufgaben der XIV. ordentlichen Ge-

neralversammlung in Stuttgart,
2. Aufstellung der Kandidaten.

Kollegen und Kolleginnen! Die Versamwlung ist
von ausserordentlicher Bedeutung, deshalb erscheint
vollzihblig.
Ohne Mitgliedesbunoh eder Ausweis Kein Zoftritt.

8081 Die Ortsvorwailtung,
Klempner und installateure:

Dennerstag, den 7, August, arends 72, Vhr, im
Gewerkxschafshaus.

Froltag. a SBuuschlosger: euren zen S
Zahlreiches Bwrebeinee, der Kollegen ist erforderlich.

Die Branghbeneitungen.

empfehlt die

Volksbuchhandlung, Halle a. S.,
Harz 42/44.

Amtliche Velunntwahunnen

S Halle. GDer Verkauf von Grießß beginnt am Diens-tag, den 5. Auguſt 1919. Für jede Perſon eines

Haushaltes wir Pfund abgegeben. r Ver
kaufspreis beträgt für das Pfund. DieKäufer find bei denjenigen Verkäufern
den Gries einzukaufen, bei welchen ſie für den
Bezug von Kolonialwaren in die Kundenliſte ein-
getragen ſind. Die Abgabe hat unter Abtrennung
der Marke 372 des Warenbezugsſcheines 24 zu
erfolgen.

Städtiſcher Verkauf von Käſe
in der Talamtſchule, am Dienstag, den 5. Auguſtugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der t
Lebensmittelſcheine mit den Nummern i ä0
vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber derNummern 66 501-—69 000 nachmittags von 2 6Uhr.
Für jede Perſon eines Haushaltes können 55 Gramm
zum Preiſe von 20 Pf. abgegeben werden.

Städtiſcher Verkauf von Fleiſch- und Wurſt-
konſerven (Roß)

in der Talamtſchule, am Dienstag, den 5. Auguſt.um Einkauf werden die Jnhaber derebensmi tel ſcheine mit den Nummern 1200] bis

19 500, vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaberder Nummern 19501-—27 000, nachmittags von 2 bis

6 Uhr. An Haushalte mit einer Perſon kann eine
Einpfunddoſe zum Preiſe von 5. Mk. an Haus-
halte mit 2—4 Perſonen kann eine Einkilodoſe zum
Preiſe von 11. Mk., und an weitere vier Perſonen
eines Haushaltes kann noch eine Einkilodoſe zum

von 11 Mk. abgegeben werden.

Vbeler, Haustrauenl
3

Packende, hochdramatische Handlung

Der mit grosser Spannung erwartete Welteohlager t

Der Vampyr (Menschlicho Hyänen)
o 6 Rliesonakte

in den Hauptrollen: EGusst Fritz und Texgs Fred
Unerreiohte Sensationen

Jedem Besvehber wird der Film upvergosslich bleiben. 8075

ESrinnert bei Suren Einkäufen die Geschaäfts Inhaber an ſhre eſſen

m Volks Iainsdrioren wenn sie auf Euch als Käufer rechnen Wollen

Monat Au r abends 8 Uhren
Zur Aufklürung, Belehrung und Warnung für alle deutschen

Mütter und Töchter.
7 Jugendliche unter 16 Jahren kein Zutritt. ren

Vorverka Newaek Sehmidt, Zigarrengeschäft, Geiststrasee 92,
C. Fohling, Zigarrengesohueft, Gr. Ulrichstrasse, Ecke Alte Promenade z

Moerseturgerstrasse, Eoke Königetrasse.

im

1. Der Verbands
Beſchlüſſe.

Ta
Pünktliches und

e erwartet

2. Abrechnung vom II. Quartal.
3. Verbandsangelegenheiten.

Sonnabend, den 9. Auguſt, abds. 8 Uhr, im „Gewerlſchaftghaus“:

Versammlung der Stellmacher.

ölzarbelerver vent Hals
Dienstag, den 5. Auguſt, abends 8 Ahr,

„Volkspark“, Burgſtraße 27:

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung:
tag in Berlin und die Bedeutung ſeiner

3087

gesordnung wichtig.
vollzähliges Erſcheinen zu beiden Ver-

Die meen n weinen

Mode Zeitungen 1 Doss
v Kogtproh

S 5 i

S

Montag elntretffond s
S hechfein schmeckender
Dellkatet- Koch-Käse
a hergestellt aus holändisehem Welohkae 8eingeführt mit Genehmigung der Provinzial-Fettstelle Magdeburg.

e IEIIIIIIIIIIIIAlbert Knäusel,

a e S e Se Ssémtlehen FNclen; zu nuren et

Inhaltoa. 400 Gramm 160 Pf.
en werden gern verghrelcht. e

Kentor und i

v kl. zeSee
Eiilenhburez- S

Städtiſcher Gemüfeve
Auf Nr. 9 der Lebensm

ſoweit

55 Pf., von Diensta
N nßerde m

1 Pfd. 30 Pf.
g ab.

Kohlrüben

Kirſchen noch nicht abgeholt ſind), 1

Grüne „Zohnen 1 Pfd. 50 Pf.,
Wachsbohnen 1 Pfd. 55 Pf.

Eilenburg, den 2. Anguſt 1019.

rtauf im Ratskeller.
ittelkarte Pfd. r

Pfd.

1 Pfd. 10 Pſ., Weißkohl

*20 1 Ter MagiſtratS ihr et S Stack 25 und 40 Pfah:Se Sitterfelcd. S S Dauerwäsehe- verriet
Abſchnitt 65--69 des Leben telſcheines ver Kl. Berlin 1 e

tieren mit Sonnabend ihr
ſchäf ftslente haben dieſelber
mitteiamt abzugeben.

Bitterfeld, den 31.
Der Bagiſtrat.

e Gültigkeit. Die Ge e r ä,am Meoglaß im S Ecke Sternſt ruß
t Angkunft umſonſt bei

Richter. ſchwer gen
Juli 1919.

Grießanusgaße.
Auf Abſchnitt 71 des Le

Ohbrgeräusch, nerv. Ohrscomerz
über unſere taufendfach bewährt.

c
bensmittelſcheit es kommt

patenarnlich ge-auf die Perſon 1 Pfund Grieß zum Vreiſe von hen Hör48 Pf. zur Ausgabe. 2060 trommel g. F g.
Bitterfeld, den 31. Juli 1919 Begnem nnd un

Der Magiſtrat. Nichter. e ere
Kartoffelabgabe. 3anis Versand München 8246.

Abſchnitt 13 der Kartoffelkarte kann von morgen r
ab mit 3 Pfund eingelöſt werden. Das Pfund koſtet
bis auf weiteres 17 Pf.

Bitterfeld, den 31 Jnli 1919.
Der a ſtrat. He

Purtel Schritten
empfiehlt

e

*2060

in rich.

Siacſiheater

V 5. Au 10109,ge Ende eng 181*
Stein unter Stelnen

Schauſp. v. H. Sudermann.

r Anfang 6 Uhr:Göttordämmerung-.

pelßnitz.
Dienstag 5. a nanſe: 1919,

abends 8oliskenzert
m a rners.Eintritt 20
Vorverkauf in der Hof-
muſikaliendis. H. Hothan.

10
u

Ah Dlenstag,

5. Kugust:

kllen
Rlehter,
Ce ne Iarüiha,
in rer le als

haltanta

Tm n hin
lecenütana:du ohne

ken Zum

(Die Pirne auf dem
eesa Raißerthren.)

kewaltiges Brama

van zen Inhalt
in J Keceratten.

Keine Kladervarsteiung.

ne
KRaparaturen
2376 an2: Uhran
übern. bei ſolider Ausführ.

zu normalen Preiſen.
Kurt Wuxer, VUhrmacoher,
Kl. Klausſtr. 28 (dicht am
Markt), Ge. Steinur. 85gegenüber Bärfüßzer tr.).

Jeder Hensch
e oder Frau. verl.
noch heute koſtenl. Ueberſf.mit Proſp. über bann-
vrechend hyg. Art. *1722

Standard Versaud, Stuhngart 14.

Lumpen, Wolle, Reu-tuch. Kuninchenſele, Va
ier kauft zu höchſten
agesprei en und holt auf

Wüur tſch ab 2292Undwig, Schwetschkestr. 14.

Alle Aus
fülrnvogen
Pönlche,

Fahrräder Fabeikaie u

man tn ver We

fwad Mein Ihnh gen b.uaohmittags 8

n UhrKur- Konzert avon der Kapelle des
rFüs Hier Regts. Nr. 86.

*2064
n

lebe in Shnee

v aupt. Oper. v. R. Beraatzky.
un tts reisorn n rMittwoeh, den 6. August

abends s Uhr. e
r Frenzel Nübiweg 29. 8073

Alte Promenaäe la

erurut 1224. Veruruf 5738.v

Ein Hochreitimugen Die Oulse.
Liebesrom., in 4 Akt. Drama in 5 Abteilg.
Rauptrolle: Magda Simon der deutaob. Fass.

des Sohauspiels
Vorführung: Die Waluo von

4.50, 7.00, 9.20.

legene t

L owoouci t
e Chari. Buch Maßſter.

der lIauptrolle:
UHude Wörner,
Vorrährung:

2.30, 6.560, 8. 160.

Der Lantenkaraller.

km immer See r
30 7 Kurt Veapertaann.

Bogina 4 Uhr. Beginn U

Die allbeliebten

Peukert. Paul-
mböller, Wagner

in dem 3ak tigen
Lustspiel

cerct nliche Preise.

Kakao, Waren
Qualität Ort kIln usw.

e Pſd. i Pfd. 8., Pd. eBei 5 Pfd. Abn 15. pr. Pfd. z
u m ghel Gbten Paul Hort

Steinweg, 102, Gr. Ulrichſtr. 11.Gr. Steinir. 44, Ludw. Wuchererſtr. 44.

mit Gummibereifung
sofort lieterbar. *1618

ähmagchinen netenFabrikate,

Billiggte Prelse für allerberte Garen
ist meine Grundbedingung.

Fritz Schönbrodt, Eltterfelt,
Markt 5. Tel. r

ZTigaretteon,
100 Stck. 8 Mk. franko,

m 500Stck. 35 Mk. offerieri 8
F. Wiekert. Boriin O 112, 2

Knorrpromenade 4.

Kaufe Nähmaschine
(wenn auch nicht nähend)
8088) Breiteſtr. 23 II.
2 Beifst., Splegekcehr., Sidie u.
Waschl. b. z. v. I. Vrichstr. 23.

Mehrere Anzüge.
feldgrau, neu, b. z. verk.
8079] Hackebornſtr. 4, Ur.

Eutert. Kladerwantel
zu verk. Spige 22. 2 Tr.

Ansiehts-Postuarten
empkt. die h

Brachwitz.Jch warne hiermit die
fenigen, welche meinenvwirnbaum beſchädi ten, esu unterlaſſen, da 5 keine

ückſicht meht nehme, ſon
dern alles zur Anzeige
bringe. Fr. Buchmann.

Zimmerer
kranz Selkartn, Lanvsderger Straße v

Tel. 384.

tadt nNüd en Be ſucht

3017 FEnuilie Mageilgan,
gewerbe eräeris,
Halle a. S., Leipzigersitr 4 II.

Pianist und
eiliger

für Kino geſucht. Offert.
unter V. U. 380 an die
Crxpedition dſs. Bl. 3074

2Malerarbeiten
werde rer durch

kulla,Maler, Wartinſtraße 7,
Seitengeb. pt. v076

tägl. Verdienst,pi d H. Hrwerb oder
Nebenerwerb. Prospekt
h P. Wagenkneeht

erlag, Leipzig 95. 2062

vorrätig in der

fung, Halle, Harz 42
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Dr. 180. 30. Jahrgang. Beilage zum Volksblatt.
Halle (Saale), 4. Auguſt 1919.

Es lebe Räteſyſtem und Weltrevolution!
Nieder mit dem Kapitalismus!
ede des Abg. Genoſſen Koenen-Halle (U. S. P.) in der National

verſammlung am 31. Juli.
Abg. Koenen: Meine Damen und Herren! Für unſere Frak-
on, die auf dem Boden des Räteſyſtems ſteht, bedarf es einer
urzen Begründung dafür, daß wir dieſem trüben Kom
romiß über die Betriebsräte, den die Mehrheitsparteien unter
nander vereinbart haben, nicht zuſtimmen. Wir Verfechter des
ätegedankens befinden uns in gleicher Lage wie die Sozialdemo-
atie bei der Sozialgeſetzgebung zur Zeit des Sozialiſtengeſetzes.
Die Mehrheitsparteien wollen durch die ſogenannte Veranke-
ing des Räteſyſtems in Wirklichkeit nur den Kapitalismus
u konſolidieren und befeſtigen. (Lebhafte Zuſtimmung b. d.
S.) Wie leicht die Möglichkeit gegeben iſt, daß der kapitaliſtiſche
uſtand ein dauernder bleibt, hat ja die Abſtimmung über das
ergregal bewieſen, die wir vor einer Viertelſtunde erlebt haben,
obei der Kapitalismus wieder einen ſeinerriumphe gefeiert hat. (Lebhafte Zuſtimmung b. d. U. S.)
Dem Zwecke, den Kapitalismus weiter zu befeſtigen,
I auch dieſes Kompromiß der Mehrheitler dienen, genau ſo, wie
bei der Sozialgeſetzgebung während des r war.
ie gleichen Tendenzen wie damals bei der Bismarckſchen Ver-
herungsgeſetzgehung ſehen wir jetzt. Getreu dieſem reaktio-
iren Vorbilde, ſehen wir auch, daß die Mehrheitsparteien nach
m Wort von Zuckerbrot und Peitſche verfahren, daß ſie die Ar-
iter, die dieſes Kompromiß, dieſes Zuckerbrot nicht ſchlucken
ollen, weil es ihnen zu bitter ſchmeckt, mit der Peitſche des
elagerungszuſtandes in das Joch des Großkapitalismus zwingen
ollen! (Lachen und lebhafte Rufe: Huh! Huhl b. d. Mehrheits-
rrteien.) Aber damals, zur Zeit des Sozialiſtengeſetzes, waren
die Junker, die den Hausknecht für das Großkapital abgaben
ebhafter Widerſpruch und Rufe: Obol b. d. Mehrheitsparteien),
e durch Belagerungszuſtand, Hausſuchungen, Spitzelei, Ver-
rftungen und Schreckensurteile die Arbeiter unter das Joch des
apitalismus beugten. Jetzt haben

Arbeiterführer dieſe traurige Rolle übernommen,
e dabei ſind, mit den gleichen Mitteln die radikale Arbeiter
haft zu unterdrücken, wie es unter dem Sozialiſtengeſetz ge
hehen iſt. Wenn wir jetzt die extremen Richtungen, wie die
ommuniſten und Syndikaliſten, mit unſerem Schutz umgeben
nd gegen Angriffe ſo befinden wir uns auch darin
derſelben Lage, wie die alten Sozialdemokraten zur Zeit
s Sozialiſtengeſetzes, als man ihnen die Anarchiſtentaten vor
ielt. Aus der völlig gleichartigen Lage re und in der gleichen
zeife wie unſere Vorkämpfer von damals gegen Sozialiſtengeſetze
immten, lehnen wir heute dieſes „Zuckerbrot“, dieſes „ſoziale
fläſterchen“ ab, weil es nicht die Verankerung der Räte be-
eutet, ſondern nur die Verankerung des Kapitalismus, die Siche-
ung des Unternehmerprofites. (Lebhafte Zuſtimmung b. d. U. S.
ndauernder Widerſpruch u. Zurufe von den Mehrheitsparteien.)
Wenn der Verfaſſer dieſes Entwurfes, Herr Bauer, der jetzt
Kiniſter präſident iſt, dabei noch von „Freiheit,
jzleichheit und Brüderlichkeit“ ſpricht, ſo beweiſt dasur, daß dieſe Herren nicht einmal in der Phraſſe etwas Neues
egenüber dem Großkapital voraus haben (ſtürmiſche Zurufe von
en Mehrheitsparteien: Siel), ſo daß dieſe Phraſe von der „Frei-
eit, Gleichheit, Brüderlichkeit“, die bei der Revolution von 1739
om Bürgertum ausgeſtellt worden iſt, auch jetzt noch von
znen benutzt wird.

e „Freiheit“, die wir damals bekommen haben und die hier
erherrlicht wird, iſt die Gewerbefreiheit der Ausbeutung,
ie Sie (nach rechts) wollen (Sehr richtigl! b. d. U. S.), iſt die
freiheit des Proletariats, entweder ſich kümmerlicher Lohn-
rbeit hinzugeben oder zu verh ungern
Und die „Gleichheit“, die Sie uns predigen, iſt die „Gleichheit“,

ie dem einzelnen das Recht gibt, ſich ſchamlos bereichern
u können, wie Sie es durch die Bergregale weiter haben wollen.
oährend gleichzeitig Tauſende in das Lumpenproletariat
urückſinken. Auch die alte preußiſche Verfaſſung hat übrigens
zeſagt, daß vor dem Geſetz alle Preußen gleich ſeien. Alſo,
ieſes Loblied auf die „Gleichheit“, wie wir ſie bis jetzt gehabt
zaben und wie ſie weiter gepflegt werden ſoll, iſt ein Rückfall in
ie Zeit des ärgſten Boruſſentums. Klaſſenjuſtiz, Klaſſenſchule
ind Veſitzvorrechte ſind immer das Symptom der „Gleichheit“ ge
veſen, die Sie meinen! (Lachen und Zurufe bei den Mehrheits-
zarteien.)

Die „Brüderlichkeit“, von der
lichkeit
daß er

redet wird, das iſt die Brüder
(Glocke des Präſidenten, der dem Redner erklärt,

keine kommnuniſtiſche Feſtrede halten dürfe!

Koenen fortfahrend: Sie werden ſofort merken, inwiefern
meine Rede mit der Verankerung des Räteſyſtems in engſtem Zu

ſteht. Die „Brüderlichkeit“, die uns gepredigt
wird, wird betätigt nach dem Grundſatz: „Willſt du dem italnicht zu Dienſten ein ſo ſchlag' ich dir den Schädel ein (Leb-

Zuſtimmung b. d. U. S. Wiederholter Widerſpruch und
achen b. d. Mehrheitsparteien.) Dieſe e des Kapitals,

die durch den neuen Militarismus immer noch v ützt wird, P
erſt völlig gebrochen ſein, und die Allmacht der Arbeiterklaſſe mu

en zialismus aufbauen. Um dieſen revolutionären Pro
ze rBefreiung des Proletariats aus den Feſſeln

des Kapitalismus
geht es uns, wenn wir für das Räteſyſtem eintreten. Wir
wollen durch die Arbeiterräte einen ſyſtematiſchen und geregelten
Aufbau ſchaffen, damit ſich die große Umwälzung, die
noch bevorſteht, in geregelten Bahnen vollzieht. Wir ver
langen eine ſtreng S Räteorganiſativn. Wir wollen,
daß nicht nur das Wort wahr werde: wer nicht arbeitet, ſoll
nicht eſſen, ſondern: wer keine nützliche Arbeit leiſtet, ſoll au
nicht wählen, nicht mit entſcheiden! Das wird die Grundlage
unſerer Arbeitsdemokratie ſein, die Grundlage unſerer Räte. Die
werteſchaffende Arbeit iſt der einzige Prüfſtein, den wir im Räte
ſyſtem anerkennen r Widerſpruch.) Jawohl, die
ſozialiſtiſche Arbeit ſoll die Wertprüfung für alles, was wir tun
und denken, abgeben. Unter Jhnen, meine Damen und Herren,
wird allerdings mancher ſein, der nicht von nützlicher und not
wendiger Arbeit lebt.

Wir müſſen die Arbeit in das Zentrum unſeres ganzen
Denkens ſtellen, im Gegenſatz zu dem Profitſtreben, um den
ſich beim Kapitalismus alles dreht. Wir erwarten, wenn Deutſch
land erſt auf den Boden des Räteſyſtems geſtellt iſt, daß endlich
die Erlöſung aus dem jetzigen Zuſtand des Durcheinanders, des
iminer weiteren Verfalles unſeres Wirtſchaftsgetriebes beginnt.
Aber Sie werden die Arbeiter nicht für kapitaliſtiſche Zwecke
wieder ins Joch ſpannen können. Die Arbeiter werden nur für
den Sozialismus ſchaffen und wirken.
Mittel, zu dieſem Ziele zu kommen.

Das Räteſyſtem
wird den Arbeitenden die Gewißheit bringen, daß die Werk
tätigen endlich ſelbſt und allein das Staats und Wirtſchafts
leben verwalten, und daß nicht die Vor herrſchaft der Kapitaliſten,
der mehr Wiſſenden und Gebildeten ſie unterdrückt.

Es wird ein Antrieb zu freier Betätigung ſein, wenn
die Arbeiter und Angeſtellten gezwungen ſind, ſich um alle Dinge
des Staats und Wirtſchaftslebens zu kümmern, in der Sicher
heit entſcheidenden Einfluß darauf zu gewinnen. Dann werden
aus den Kreiſen der Arbeiterſchaft üch beſſere Kräfte ent-
wickeln, als die verfallenden Klaſſen ſie hervorzubringen ver-
mogen.

Der Zwang zum ſelbſtändigen Denken wird uns im
Räteſyſtem emporführen. Die Werktätigen werden gezwungen
ſein, die großen Aufgaben zu löſen, die Sie (nach rechts) nimmer
mehr löſen können. An der Löſung dieſer Aufgaben wird ſich die
Arbeiterſchaft neu erheben aus der Erniedrigung, in
die die herrſchenden Parteien ſie geworfen haben.

Es wird eine Stärkung der Verantwortlichkeit
kommen (Zuruf: Hoffentlich!), die mit dem Parlamentarismus
und mit der Noskegewalt nie neu geboren werden wird. Nur
wenn die Arbeiter merken, daß es um ihr Schickſal, um ihr
Eigentum geht und nicht mehr um den Beſitz der Kapi-

Das Rateſyſtem iſt das

b die e n tragen, ſelbſt, ſowohl diei a i t r er u dann 7 ſiewiſſen, nicht notwendig haben, Kämpfe auszufechten,en er n Beſchlüſſe ihre Angelegenheiten
regelnFotrſte Selbſtverwaltung für die arbeitenden Kräfte,
das iſt die Forderung des Räteſyſtems. Die Vergeſellſchaf-
tung der Produktionsmittel wird auf keiner anderen Grundlage
als auf dieſer ſicher verwirklicht werden können.

Und ich kann mitteilen, daß die Arbeiter dabei ſind, in dieſem

ſelbſtändig ihre Räteorganiſation aufzubauen,
o daß keine Macht, auch nicht die Nationalverſammlung, ihnen
chließlich widerſtehen kann. (Hört, hörtl) Eine Reihe vom
etriebsratsorganiſationen haben durch das Ver-h über die Arbeiterräte und das kommende Betriebs-

ratsgeſes ſich veranlaßt geſehen, untereinander Beſprechungen ab
zuhalten, wie man dieſem Geſet und dem künftigen Betriebsrats-
geſetz entgegenwirken kann. (Hört, hört!)

Zu dieſem Zweck haben ſich zuſammengeſchloſſen: der Zentral-
rat der Werftarbeiter, der Zentralrat der Eiſenbahner,
der Zentralrat der Binnenſchiffahrt, der Seemanns-
bund, der Zentral zechenrat' Eſſen (Zuruf von den Soz.:
Galiziſche Juden und Führer! Große Heiterkeit), der Bezirks-
bergarbeiterrat Halle, der Bezirksrat für die chemiſche
Jnduſft rie Mitteldeutſchlands, der Zentralrat für die optiſch-
mecha niſche Jnduſtrie und verſchiedene Bezirksräte großer
wirtſchaftlicher Gebiete wie Hamburg, Verlin, Leipzig,
Mitteldeutſchland und einiger ſüddeutſcher Vezirke. (An
haltende große Unruhe.) Sie ſind entſchloſſen, gegenüber dieſem
Geſetz aufzutrumpfen und ſich Betriebsräte ſo zu erobern, wie die
Arbeiter ſie brauchen, um die Sozialiſierung voranzutreiben und
die Ergebniſſe der Revolution zu ſichern. (Bravo! b. d. U. S.)

Das ſind die Wege, auf denen es wieder aufwärts und vor
wärts gehen wird in Deutſchland (große d War trotz Jhres
Geheuls und gegen Sie (nach rechts). (Sehr richtigl b. d. U. S.)
Fünf Jahre Krieg haben die Arbeiterſchaft aufgerüttelt,

aufgepeitſcht,
zur Revolution und zu Streiks getrieben; aber ſie wird es ver-
tehen, aus dieſer Aufregung und Erbitterung wieder zu beſſeren
Zeiten emporzukommen. (Rufe: Rußland!) z

Die Männer der Arbeit haben nicht vergeſſen, was Sie
(nach rechts) ihnen im Kriege zugefügt haben. Die Arbeiter ent-
ſinnen ſich noch, wie ſie durch den Militarismus haben leiden
müſſen. Die Schinderei bei der Ausbildung, die Ungerech-
tigkeit bei der Einberufung und beim Frontdienſt (vielſeitige
Rufe: Zur Sache!) alles das hat zu der Erregung beigetragen,
die jetzt in der Arbeiterſchaft ſteckt und die die Arbeiterſchaft gegen
dieſes Geſetz opponieren läßt. (Sehr richtig! bei den U. S. Zu
rufe rechts: Artikel 162!1) Jawohl, mit dem Artikel 162 ſind die
Arbeiter infolge der Erregung, die Sie durch den Krieg geſchaffen
haben, nicht einverſtanden. it dieſem Pfläſterchen werden Sie
die Arbeiter nicht beruhigen. Die Arbeiter denken noch daran, wie
ſie in den Schützengräben geſtanden haben, wie ſie die kapi-
taliſtiſche Welt haben verteidigen ſollen. (Lebhafte h Zur
Sache!) Sie denken daran, wie ihr Blut vergoſſen wurde,
wie ſie die Fetzen ihrer Kameraden ſich haben um die Ohren fliegen
laſſen müſſen, wie ſie in Todesängſten ſchwebten beim
„Sprung auf! marſch, marſch!“ Wie ſie Hunger und Froſt
erdulden mußten.

Und die Frauen haben derweil daheim ſoviel Tränen vergoſſen,
wie die Männer draußen Blut vergoſſen haben! Dieſe Tränen
tragen jetzt ihre Früchte, indem ſie die Arbeiter immer und immer
wieder an die furchtbaren Zeiten erinnern, die C
haben. Der Hunger der Kinder, die die Frau nicht ſatt
machen konnte, deren Schrei nach dem Brote ſie nicht be

taliſten, werden ſie die Verantwortung fühlen, das zertrüm-
merte Staatsweſen wieder aufzurichten.

Sie werden eine gegenſeitige eigene Kontrolle bei
der Arbeit üben, die die Unternehmer durch keinen Akkordtarif
und durch keinen Antreiber und Aufſeher erreichen werden. Durch
feſt fundierte Betriebsräte werden ſie die ſelbſtgewollte Diſziplin,
die Selbſtordnung des Arbeitsprozeſſes erreichen.

Auch die Vermeidung der zerrüttenden wirt-
ſchaftlichen Kämpfe werden wir erſt erreichen, wenn wir
durch das Räteſyſtem alle Entſcheidungen in die Hand derer ge
legt haben, die jetzt noch immer verzweifelt gegen die Beſitzenden
anrennen müſſen. Wenn die Arbeiter ſelbſt zu beſtimmen haben,

friedigen konnte (lebhafte Zurufe: Zur Sache!), ſolche Erinne
rungen ſind es, die immer von neuem die Arbeiter darauf ſtoßen,
daß man ſich mit der heutigen Geſetzesmacherei nicht abfindenkann. Grauenvolles Maſſenſterben der Kleinſten und

die kummervollen Nächte, in denen die Frauen nicht Ruhe
finden konnten aus Angſt um das Schickſal des Mannes, des Er
nährers, ſind wahrhaft ſchaurige Erinnerungen.

(Unruhe. Glocke des Präſidenten, der den Redner auffordert,
nur zum S 163 zu ſprechen.)

Und wenn gerade die jüngeren Volksgenoſſen au
begehren, ſich mit ſolchen Geſetzen nicht zu beruhigen, ſo habe ich
Jhnen (nach rechts) ſchon einmal geſagt:

Der Teufel.
9 Erzählung von Leo Tolſtoi. Nachdr. verb.
So ging es den ganzen Sommer hindurch, in deſſen Verlauf er

etwa zehnmal, und zwar ſtets durch Danilas Vermittlung, mir
Stepanida zuſammentraf. Einmal konnte ſie nicht erſcheinen, weil
hr Mann zum Beſuch gekommen war, und Danila r ihm eine
ndere vor. Eugen lehnte mit einem Gefühl des Abſcheus den Vor
ſchlag des Alten ab. Nachdem der Mann abgereiſt war, nahmen
die Zuſammenkünfte wieder ihren Je zuerſt durch Danilas
Vermittlung, dann aber vereinbarten ſie ſelbſt, wann ſie ſich treffen
vürden, und ſie erſchien in Begleitung der alten Prochorowna, da
es ſich nicht ſchickte, daß eine junge Frau allein ausging. Einmal,
als Eugen gerade zur verabredeten Stunde zu ihr gehen wollte,
traf eine befreundete Familie, deren Tochter Maria Pawlowna
als Braut für Eugen in Ausſicht genommen hatte, mit dieſer ſelbſt
zu Beſuch auf dem Gute ein, und Eugen vermochte auf keine Weiſe
loszukommen. Als es ihm endlich gelang, tat er, als gehe er nach
der Scheune, und begab ſich dann auf einem Fußpfad zu Stepanida
in den Wald. Sie war nicht da, an der gewohnten Stelle jedoch
war alles, ſoweit die Hand reichen konnte der Faulbaum, das
Nußgehölz, ſogar ein junger, armdicker Ahornſtamm zerbrochen
und geknickt. Sie hatte hier auf ihn gewartet, war aufgeregt und
ärgerlich geworden und hatte ihm in den zerbrochenen Zweigen ein
Andenken hinterlaſſen. Er ſtand ein Weilchen da und ging dann
zu Danilag, der ſie für den folgenden Tag beſtellen ſollte. Sie kam
und war zu ihm ganz ſo, wie ſie immer geweſen.

So verging der Sommer. Die Zuſammenkünfte fanden ſtets im
Walde ſtatt; nur einmal, kurz vor Anbruch des Herbſtes, trafen ſie
ſich in der Scheune auf ihrem Hofe. Enugen kam es nicht in den
Sinn, daß dieſe Beziehungen irgendeine größere Vedeutung für
ihn haben könnten. An Stepanida dachte er dabei ſo gut wie gar
nicht. Er gab ihr Geld, und damit war die Angelegenheit für ihn
erledigt. Er haite keine Ahnung davon, daß das ganze Dorf von
ſeinem Verkehr mit Stepanida wußte und ſie beneidete, daß ihre
Hausgenoſſen Geld von ihr nahmen und ſie noch aufmunterten, und
daß unter dem Einfluſſe des Geldes und der Aufmunterung der
Hausgenoſſen die Vorſtellung von der Sünde W gar in ihr
ausgerottet wurde. Es ſchien ihr, wenn die Leute ſie beneideten,
müſſe das, was ſie tat, wohl gut ſein.

„Jch muß es meiner Geſundheit wegen tun,“ dachte Eugen.
Vielleicht war es unrecht, und vielleicht wußten auch alle oder doch
viele darum, obſchon niemand davon ſprach. Die Alte, die Ste-
panida begleitet, wußte es ſicher, und wahrſcheinlich hatte fie es
auch den anderen Weibern erzählt. „Wirklich, es iſt unrecht von
mir,“ dachte Eugen „aber was ſoll ich tun? Und ſchließlich
danert es ja auch nicht mehr lange.

Am peinlichſten var ihm, daß Stepanida einen Mann hatte.

ſchlechter Kerl ſei, und das rechtfertigte gleichſam ſee eigene
Handlungsweiſe. Als er ihn aber ſah, war er betrofſen: es war
ein hübſcher, ſchmucker Burſche, noch ſtattlicher als er ſelbſt. Bei
der nächſten Zuſammenkunft ſagte er ihr, daß er ihren Mann ge
r und an ihm ſeine Freude gehabt habe, er ſei ein prächtiger

unge.
„Ja, einen zweiten wie er gibt es nicht im Dorfe,“ ſagte ſie ſtolz.
Eugen war erſtaunt. Der Gedanke an ihren Mann war ihm

fortan noch peinlicher als früher. Als er einmal bei Danila war
und mit ihm ins Geſpräch kam, ſagte ihm dieſer ohne Umſchweife:
„Michailo fragte mich neulich: Jſt es wahr, daß der Herr mit
meiner Frau lebt? Jch ſagte, ich wiſſe es nicht. Beſſer übrigens,
ſagte ich, ſie lebt mit dem Herrn, als mit einem Bauern.“

„Nun, und was ſagte er?“
„Nichts weiter. Warte nur, ſagte er, wenn ich dahinter komme,

kriegt ſie ihr Teil ab!“
t ja, wenn der Mann zurückkommt, laſſe ich die ganze Ge

ichte.“
Doch der Mann lebte in der Stadt, und Eugen ſetzte vorläufig

die Beziehungen zu Stepanida fort.
„Sobald es ſein muß, breche ich ab, und keine Spur bleibt übrig,“

dachte Eugen. Damit hielt er die Sache für abgetan. Jm Laufe
des Sommers war er von allerhand Dingen in Anſpruch genommen
geweſen: von der Errichtung des neuen Vorwerks, von der Ernte,
von allerhand Bauten und vor allem von der Regelung der Schulden
und dem Verkauf des Brachfeldes. Das alles waren Dinge, die
ſein ganzes Jntereſſe beanſpruchten und an die er Tag und Nacht
dachte. Alles dies war wirkliches Leben die Beziehungen zu Ste-
panida dagegen er nannte ſie nicht einmal ein Verhältnis
waren etwas ganz Nebenſächliches, das er kaum merkte. Wenn
freilich der Wunſch, ſie zu ſehen, in ihm aufſtieg, geſchah das mit
ſolcher Macht, daß er an nichts anderes zu denken vermochte. Doch
das währte nicht lange. Nach einer Zuſammenkunft mit ihr dachte
er wieder wochen, ja zuweilen monatelang nicht an ſie.

Jm Herbſt fuhr Eugen öfters zur Stadt und trat dort in näheren
Verkehr mit der Familie Annenſkij. Die Annenſkijs hatten eine
Tochter, die eben erſt aus dem Inſtitut nach Hauſe gekommen war.
Und nun geſchah es, daß Engen, zur größten Betrübnis ſeiner
Mutter, ſich, nach ihren Worten, „zu billig verkaufte“, das heißt
ſich in Liſa Annenſkaja verliebte und ihr einen Antrag machte.

Von dieſer Zeit an hörte der Verkehr mit Stepanida auf.

C.

Warum Eugen gerade Liſa Annenſkaja erwählte, iſt ſchwer zu
erklären, wie man überhaupt nie erklären kann, warum ein Mann
dieſe und nicht eine andere Fran wählt. Es gab da eine Unzahl
von Gründen, ſowohl poſitiver wie negativer Natur. Einer dieſer
Gründe war, daß e ine reiche Braut war, wie ſeine Mutter ſie
für ihn zu freien edagcht hatte ferner daß ſie in den Beziehungen

Anfangs nahm er ans irgendeinem Grunde an, daß dieſer ein zu ihrer Mutter jaiv ges verſchichtert war und ewdlich, daß ſie,

obſchon nicht häßlich, doch auch keine bemerkenswerte Schönheit
war. Hauptgrund war wohl, daß ihre Annäherung zu einer
Zeit begann, als Eugen reif für die Ehe war. Er verliebte ſich
darum, weil er fühlte, daß er heiraten müſſe.

Liſa Annenſkaja gefiel ihm zuerſt nur ein wenig, als er jedoch
beſchloſſen hatte, ſie zu heiraten, empfand er für ſie ein weit ſtärke-
res Gefühl. Er fühlte, daß er ſich in ſie verliebt hatte.

Liſa war ſehr ſchmächtig und langaufgeſchoſſen. Alles an ihr
war lang: das Geſicht, die Naſe, die Finger, die Füße. Jhr Teint
war ſehr zart, weiß, mit einem Stich ins Gebliche und einem roten
Anflug; die hellbraunen Haare waren lang, weich und wellig. Sie
hatte ſehr ſchöne, ſanfte, zutrauliche, helle Augen, und die Augen be
ſonders gefielen Eugen. Wenn er an Liſa dachte, ſah er ſtets dieſe
hellen, ſanften, n vor ſich. tDas war Liſas körperliches Bild; wie ihr geiſtiges Bild be
ſchaffen war, davon hatte Eugen keine Ahnung; er ſah nur immer
ihre Augen vor ſich. Und dieſe Augen, ſo ſchien es ihm, ſagten
ihm alles, was er wiſſen mußte. Mit dieſen Augen aber hatte es
folgende Bewandtnis.

Jm Jnſtitut ſchon, als fünfzehnjähriges Mädchen, war Liſa be
ſtändig in alle anziehenden Männer verliebt und war nur dann
heiter und glücklich, wenn ſie verliebt war. Als ſie das Jnſtitut
verlaſſen hattre, verliebte ſie ſich gleichfalls in alle jungen Männer,
mit denen ſie zuſammentraf, und natürlich war ſie auch in Eugen
vom erſten Augenblick an verliebt. Eben dieſe Verliebtheit gab
ihren Augen den beſonderen Ausdruck, der Eugen ſo feſſelte.

Jn dieſem Winter war ſie bereits in zwei junge Leute zu gleicher
Zeit verliebt geweſen, und ſie war nicht nur errötet und verlegen
geworden, wenn dieſe jungen Leute ins Zimmer traten, ſondern
auch dann, wenn nur ihre Namen genannt wurden. Als ihr aber
die Mutter andeutete, daß Eugen Frtenjew ernſte Abſichten
haben ſcheine, ſteigerte ſich ihre Verliebtheit in ihn in einem Maße,
daß ſie gegen ſeine beiden faſt gleichgültig wurde. Als
nun Jrtenjew gar bei ihnen im Hauſe zu verkehren begann, auf
dem Balle in der Adelsverſammlung mit ihr mehr als mit den
übrigen Damen tanzte und offenbar nur zu erfahren wünſchte, ob
ſie ihn liebe, nahm ihre Verliebtheit einen geradezu krankhaften
Charakter an: jie ſah ihn nachts im Traume und bei Tage im
finſteren Zimmer, und alle anderen exiſtierten nicht mehr für ſie,
Nachdem er dann um ſie angebalten und ſie den elterlichen Segen
erhalten hatten, nachdem ſie ſich geküßt hatten und Brautkeute ge-
worden waren, hatte ſie keinen andere Gedanken als ihn, keinen

anderen Wunſch als den, ſtets mit ihm zuſammen zu ſein, ihn zu.
lieben und von ihm geliebt zu werden. Sie war re auf ihn und
zugleich gerührt ob ſeiner Liebe zu ihr und ihrer Liebe zu ihm; ſie

verging vor lauter Liebe, ſchmolz in Liebe dahin. Auch er liebte
ſie um ſo ſtärker, ſe mehr er ſie kennenlernte. Er hatte nie er
wartet, eine ſolche Liebe zu fi den, und dieſe Liebe entfachte ſeing,
eigenen Gefühle nur n heftiger.

AFoxtſetzung folgt.
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wird.
Die jungen Leute wollen ſetzt Er ſag haben und dieſen

E rklichteine Verhinderung desSozialismus (Sehr richtig! bei den U. S.), kein Au imſoziakiſtiſchen Sinne, ſondern neue rhalle ſſel, die
den Arbeitern angelegt werden ſoll. Die Arbeiter haben
nichts von all den Kriegsſchrecken vergeſſen, und alle t, die
Empörnung, die Erbitterung, die Entrüſtung und der Zorn, der ſichin den Arbeitern in all der Kriegszeit aufgeſpeichert hat, dallt a

vt zuſammen in einer lodernden Flamme des Haſſes (Huh, hul
ufe), gegen die herrſchenden Parteien, die ſchu n an dieſen

Sreraniſſen und die Sie jetzt mit dieſen kleinen Mittelchen das
Volk wieder beruhigen wollen. Sie werden dieſe rn nicht
reichen, Sie mögen Jhre Art Räte, Jhre Produktions und
Wirtſchaftsräte ſchmieden, wie Sie wollen, die Arbeiter werden
aus der Erregung heraus die immer noch in ihnen nachgzittert, aus
ihrem zornigen, unbändigen Selbſtbe wußtſein
deraus die Frage aufſtellen,
ob das die ganze Entſchädigung ſein ſoll, die Sie ihnen

bringen, für die fünf Jahre blutigen Kampfes
Rieſenlaſten an der Kriegsentſchädigung werden Arbei-
tenden aufgebürdet, Rieſenlaſten an Hriegsleid haben ſie ge
Kagen, und ſie denken nicht mehr daran. ſich durch dieſes Geſetz
dazu bringen zu laſſen, neben den ausländiſchen Kapitaliſten,
denen ſie infolge des Krieges fronden müſſen, auch die deut
ſchen Kapitaliſten noch zu unterhalten. Sie wollen nicht
mehr den Kriegsgewinnlern und den Wucherern zu ihrer Zins-
zahlung verhelfen. Für dieſe Ausbeuter wollen ſie nicht weiter
ſchanzen und ſchuften!

Große Unruhe und Rufe Zur Sache! Glocke des Präſi
denten, der den Redner auf den 8 162 verweiſt und mit Wort
entziehnng droht!)

Rur durch eine machtvolle Arbeiter- und Betriebsratsorgani-
ſation wird man dieſe wilden Strömungen, die ſich im Volke
immer wieder drohend bemerkbar machen, ſo in ein geordnetes
Vett faſſen, daß ſie nicht alles einreißen, was in Deutſchland über
harpt noch ſteht. Alle Beſtrebungen zur Wiederaufrichtung der
kapitaliſtiſchen Profitt t ſchaft aber werden von dieſem
Strom der Zeit, der durc eutſchland reißend dahingeht, fort-
a e ſchwemmt werden. (Wiederholte Rufe: Zur Sachel)

Die radikale Aufr Htung des ſozialiſtiſchen Räteſyſtems iſt die
einzige Möglichkeit zum Wiederaufbau Deutſchlands. Die Ar-
beiter ſind am Werk. Jch habe Jhnen gezeigt, welche Organi-
ſation ſie in der lesten Zeit auf dem Rätegebiet neu geſchaffen
haben. Die Werktätigen werden dieſen Wiederaufbau fortſetzen
und beendigen durch eigene Kraft, gegen die Kapitaliſten und ihre
Söldner. Sie werden ſich damit den Sozialismus erobern durch
die Diktatur des Proletarigts, durch das Räteſyſtem und die Welt
revolution. (Lebhafter Beifall bei den U. S.)

Halle und Saalkreis.
Halle, den 4. Anguſt 1919.

Aus dem Gewerkſchaftskartell.
Sitzung vom 30. Juli 1919.

Vom Kreisausſchuß ging die wichtige Mitteilung ein, daß man
nunmehr der wiederholten Anregung des Gewerkſchaftskartells auf
Errichtung eines Gewerbegerichts für den Sagkkreis nähergetreten
ſei. Das Kartell nimmt hiervon Kenntnis und hat nur den einen
Wunſch, daß der Gedanke in aller Kürze ſeine Verwirklichung
finden möge. Vom Geheimrat Finger erhielten wir Mitteilung,
daß unſerer Eingabe gemäß die Sitzungen des Gewerbegerichts i
Zukunft Donnerstagnachmittags nach 4 Uhr ſtattfinden. Einem
ſchriftlichen Erſuchen des Gewerkſchaftskartells Könnern, welches
erſt ſeit kurzem wieder zuſammengetreten iſt, um Zuführung der
an die Halliſchen Gewerkſchaften gezahlten Kartellbeiträge, die dem
Kartell Könnern zuſtehen, wurde als ſelbſtverſtändlich ohne Debatte
zugeſtimmt. Vom Reichskohlenkommiſſar kam auf die Eingabe
wegen beſſerer Belieferung von Kohlen eine Zuſchrift, daß dieſes
unmöglich ſei. Das Gewerkſchaftskartell wird darauf hingewieſen,
durch ſeinen Einfluß, Streiks uſw. zu verhindern, die Förderung
zu heben und ſo den Uebelſtänden abzuhelfen. Jn der Diskuſſion
hierüber wurde betont, daß Kohlen wohl genügend vorhanden
wären, es läge auch nicht an der Förderung, ſondern größtenteils
an der Herbeiſchaffung der Kohlen. Es wurde auch hervorgehoben,
daß die Bewohner anderer Städte, z. B. Zeitz, nicht ſo ſtiefmütterlich
bei Ausſtellung von Kohlenſcheinen behandelt werden, wie das in
Halle geſchieht. Dort werden Kohlenſcheine auf 40 pis 50 Zentner
ohne alle Schwierigkeiten ausgeſtellt und auch beliefert. Es wurde
beſchloſſen, dieſe Angelegenheit dem Arbeiterrat zur weiteren Ver
anlaſſung zu übermitteln. Der Vorſitzende bringt dann das Pro-

ramm des Bildungsausſchuſfes des Gewerkſchaftskartells zur Ver
eſung, der ſich ein weites Ziel geſteckt hat. Auf Grund einer Zu

ſchrift vom Reichsbund der Kriegsbeſchädigten Deutſchlands ent-
ſich eine kurze Diskuſſion, in derem Verlauf Arbeiterſekretär

emck verſpricht, ſich der Kriegsbeſchädigten in unſerem Sinne an
nehmen. Dieſe Angelegenheit wird dem Vorſtand überwieſen

s wurde weiter mitgeteilt, daß die Friſeurgehilfen in eine Lohn-
bewegung eingetreten ſind. Genoſſe Bowitzki iſt vom Verband der

Hary Kr. 42, Zimmer 15, wohhn allen e d d faßte mluß noch nachſtehende Entſchließung, welche dem Arbeitgeber-
verband zuzuſtellen iſt:

Die am e 8. Auguſt 1919, im St. Nikolaus tagende
Verſammlung der llten hieſiger Verſicherungsbetriebe be
dauert auf das t großer Teil deru nten r t den Ree rungsangefſtell önnen n
rüſtung ob dieſes Verhalten auszuſprechen und die amm-
lung beſchließt daher, die ſämtlichen Geſchäftsſtellen der Provi-

Generalagenten ab 4. Auguſt 1919 ſolange 8 ſperren, bis

t a und x r v r teſigen Ver rungsa tellten ſi gewi m en ee alagentuvren äußerſte Solidarität
zu wahren

Der ſtadtiſche Haushaltsausſchuß

ehmigte in der Sitzung am Sonnabend zunächſt Be
chlüſſe des Bauausſchuſſes, ferner den Verkauf alter Maſchinen

aus der Straßenbahnkraftſtation und den Zuſchuß an eine Krieger
witwe. Der Arbeiterturnerſchaft wurde für das Bundeswertungs-
turnen ein Veitrag bewilligt, deſſen r ſich nach der Zahl derbeteiligten Turner richten u. ls Grundlage wurde der Betrag
vom 183. Kreisturnfeſt angenommen. Bei der Beratung des An
trages für die Halliſche Künſtlerſchaft 100000 Mk. zu
bewilligen zur Hebung ihrer wirtſchaftlichen Not, machte ſich eine
ſtarke Oppoſition, hauptſächlich bei den Demokraten, Kunn Ober-
bürgermeiſter Dr. Rive beſchuldigte den ehemaligen Kunſtausſchuß
und ſeinen ehrenamtlichen Leiter, die Kunſtausſtellungen und
Muſeen vernachläſſigt zu haben. Erſt dem neuen Direktor ſei es
gelungen mit verhältnismäßig geringen Mitteln Bedeutendes zu
leiſten. Während die gebildeten Kreiſe wenig Verſtändnis für die
Muſeen zeigten, ſei der Beſuch durch die niederen Volksſchichten
ſehr gut. Trotz vorhandenem Kapital und Grundſtück ſei der Bau
einer Gemäldegalerie zurzeit unmöglich. Den Antrag begrüße er,
könne aber ernſte Bedenken, die ſich aus der finanziellen Lage der
Stadt ergäben, nicht zurückhalten. Daß nur hieſigen Künſtlern
geholfen werden ſolle, berge die Gefahr in ſich, daß u
auswärtige Künſtler unberückſichtigt blieben. Jn eit
der Verarmung ſei eine Mittelbewilligung für ideale Beſtrebungen

bedenklich. Das deutſche Kunſthandwerk zu fördern, ſei aber eine
Notwendigkeit. Der Magiſtrat werde eine Vorlage einbringen,
wonach 40 000 Mk. für den Ausbau der Kunſtgewerbeſchule und
beſſere Ausbildung im Kunſthandwerk eingeſetzt werde. Unſere
Genoſſen traten warm für die Künſtler ein und brachten es dahin,
daß der Antrag, den Kunſtfonds auf 100 000 Mk. zu erhöhen, den-
noch angenommen wurde. Die Summe ſoll dem Dispoſitionsfonds
entnommen werden.

Mitgliederverſammlung aller Genoſſinnen. Am Dienstag,
den 5. Auguſt, wird um 8 Uhr abends im Volkspark (Turnhalle)
eine Verſammlung aller weiblichen Mitglieder der U. S. P. ſtatt
finden. Die Tagesordnung iſt ſehr wichtig. Genoſſin Krüger
ſpricht über die Armenfürſorge in der Stadtverwaltung. Dann
wird Stellung genommen zu den Aufgaben der Frauenkonferenz
am 17. Auguſt, zu der auch mehrere Delegierte gewählt werden
müſſen. Alle Genoſſinnen, die ein Intereſſe an der Partei haben,
müſſen erſcheinen.

Für Kunſtgewerbler. Auf der Leipziger Herbſt-Muſtermeſſe
vom 31. Auguſt bis 6. September, findet auf Veranlaſſung des
Meßamtes in dem neuen Rathaus eine Entwurfs- und Modell-
meſſe ſtatt, die eine Vermittlungsſtelle zwiſchen Künſtlern und
Fabrikanten bilden ſoll. Die Teilnahme iſt für Künſtler und
Kunſthandwerker gebührenfrei, doch unterliegen die auszuſtellen-
den Entwürfe und Modelle der Beurteilung durch einen Auf-
nahmeausſchuß, der ſich zu zwei Dritteln aus Künſtlern und zu
einem Drittel aus Fabrikanten zuſammenſetzt. Anmeldungen
ſind bis 16. Auguſt an das Meßamt für Muſtermeſſen in Leipzig
zu richten. Nähere Auskunft erteilt auf Wunſch der Vorſitzende

des Kunſtgewerbevereins, Herr Arch. G. Wolff, Alte Promenade 8.
Digarrenpreiſe. Die Preisprüfungsſtelle teilt mit, es ſei

häufig beobachtet worden, daß die Verkäufer von Zigaretten er-
heblich höhere Preiſe fordern, als die Fabriken durch Aufdruck auf
den Zigaretten vorgeſchrieben haben. So werden z. B. für 25-Pf.

Zigaretten 45 und 50 Pf. verlangt. e Penuwee muß feſt
geſtellt werden, daß der aufgedruckte Preis für den Verkauf im
Kleinhandel unbedingt maßgebend iſt und daß jede Mehrforderung
als übermäßige Preisſteigerung angeſehen werden muß und dem
gegenüber verfolgt werden wird. Das kaufende Publikum wird
erſucht, jeden Fall einer Ueberforderung bei dem zuſtändigen
Polizeirevier unverzüglich zur Anzeige zu bringen.

Lebensmittel für heimkehrende Auslandsdeutſche. Die Lebens-
und Genußmittel, die die Auslandsdeutſchen bei ſich führen,
unterliegen nicht dem Einfuhrverbot und werden nicht beſchlag-
nahmt. Sie dürfen aber den Bedarf für ein Jahr nicht über-
ſteigen. Die aus der Zivilgefangenſchaft Ueberwieſenen erhalten
die gleichen Sonderzuweiſungen an Lebensmitteln, wie die heim-
kehrenden Kriegsgefangenen. Dieſen ſtehen bekanntlich während
der erſten 6 Wochen nach ihrer Heimkehr als Extrazulage wöchent-
lich 1 Pfd. Brot, 50 Gr. Fett, 250 Gr. Hülſenfrüchte und 125 Gr.
Auslandsſpeck oder Konſervenfleiſch zu, und zwar zu den feſt
geſetzten verbilligten Preiſen.

Ein edler Menſchenfreund. Ein grimmiger Sozialiſtenfreſſer
Sehilfen als Verhandlungsteilnehmer reſp. Leiter beſtimmt worden. und Volksblattverächter ſcheint der Herr Sanitätsrat Dr. Schulze
Der zweite Tagesordnungspunkt: Wahl eines 2. Arbeiterſekretärs zu ſein. Von dem Jrrtum befangen, daß Dr. Schulze Arzt der
erregte eine lebhafte Debatte.
ſchreiben eingegangen, beide aus Halle.
vom Vorſtand zur engeren Wahl vorgeſchlagen. Es ſind dies die
Genoſſen Pfeiffer und Bowitzki.

vor der Kartellverſammlung zu entwickeln, und hierauf einen der
beiden Bewerber zu wählen. Nachdem dieſes geſchehen wurde aus
der Verſammlung beantragt, die Stellung nochmals auszuſchreiben. haupt nicht.
Dieſer Antrag fand jedoch keine Gegenliebe und wurde nach den der in der kalten Wohnung ſitze und frierel“
Gegengr enden des Vorſtandes wieder zurückgezogen. Nachdem noch
einige Genoſſen teils für Genoſſen Pfeiffer, teils für Genoſſen
Bowitzki geſprochen hatten, wurde zur Stimmzettelwahl geſchritten.
Genoſſe Borvitzki wurde mit 53
Gehaltsfrage wurde beſchloſſen, beide Sekretäre im Gehalt gleich-
zuſtellen. Der Antritt erfolgt am 1. Auguſt. Zum Punkt Ver-
ſchiedenes macht Gen. Schurig Mitteilung von der Lohnbewegung
der Holzarbeiter. Genoſſe Müller als Ausſchußmitglied für Volks
hochſchule bringt das Programm der neugegründeten Bildungs-
anſtalt zur Kenntnis der Verſammlung. Auf Antrag wurden dem
Bildungsausſchuß des Kartells 100 Mk. bewilligt. Vom Fabrik-
arberterverband wurde die Frage aufgeworfen: Wie ſtellt ſich das
GSewerkſchaftskartell zur Gegnerſchaft der Kommuniſten zu den
Gewerkſchaften? Es wurde beſchloſſen, dieſe Frage als 1. Punkt
in der nächſten Sitzung zu erörtern.

Angeſtelltenbewegung im Verfſicherungsgewerbe.
Von der heeſigen Ortsgruppe des Verbandes Deutſcher Ver

h und der kartellierten Verbände wird uns ge
rieben:
Nachdem die Verhandlungen mit dem Arbeitgeber-Reichsverband

Deutſcher Verſicherungsvertreter über die Anerkennung des
Reichstarifvertrages für die Angeſtellten der Proviſions-General-
agenturbetriebe ſeit Mitte Juni d. J. erfolglos verlaufen ſind, iſt
anzunehmen, daß der gute Wille auf Arbeitgeberſeite hierzu fehlt.

Die Angeſtellten bedauern lebhaft, daß ſeitens ihrer Arbeit-
geber ein Mangel an Verſtändnis für ihre ſchwere wirtſchaftliche
Notlage vorhanden iſt und ſehen daher keine Möglichkeit weiter,
als ihre berechtigten Forderungen nunmehr mit dem äußerſten
gewerkſchaftlichen Mittel zu erreichen. Zur Herbeiführung eines
diesbezüglichen Beſchluſſes tagte geſtern im St. Nikolaus eine Ver
ſammlung ſämtlicher Angeſtellten der in Frage kommenden Ge
ſchäftsſtellen und es wurde der einmütige Willen der Verſamm-
zung feſtgeſtellt, ab Montag, den. 4. Auguſt, in einen Streik ein
zutreten, welcher ſolange währen ſoll, bis die Forderungen voll
und ganz anerkannt ſind. Die Streikleitung befindet ſich im Ge

egen 42 Stimmen gewählt. Zur

Es waren nur zwei Bewerbungs- hieſigen Ortskrankenkaſſe ſei, bat geſtern die beim Volksblatt be
Beide Kandidaten waren ſchäftigte Frau G. um Ausſtellun eines Brillenrezeptes. Nun

mag ja von vornherein die einfa Arbeiterfrau, den an ſeineDer Vorſtand hatte beſchloſſen, vornehme Kundſchaft gewöhnten Herrn Spezialiſten verſchnupft
beiden Bewerbern aufzugeben, ihr Programm in kurzen Zügen haben. Als er nun gar noch auf dem Ortskaſſenſchein das Volks-

blatt als Unternehmer verzeichnet fand, ſo wirkte das auf ihn
wie ein rotes Tuch. „Für Leute vom Volksblatt arbeite ich über

Die find ſchuld daran, daß ich nächſten Winter wie-
Alle Einwände der

Frau, daß ſie daran doch unſchuldig ſei, nützten nichts.
deutſche Dr. Schulze nahm die Frau und ſteckte ſie zur Tür hinaus.

Abgeſehen von dieſer Unverſchämtheit können wir das Auftreten
des bürgerlichen Herrn ſchwer verſtehen. Sollte vielleicht ſein
Kohlenkeller ſo wohlgefüllt geweſen ſein, daß böſe Menſchen ihn
zum Vorteil der Allgemeinheit entlaſtet haben? Jedenfalls emp-
fehlen wir allen Leſern und Freunden unſeres Blattes aufs beſte
den Spezialiſten für Augenkrankheiten, Dr. Schulze.
7 Farteifeſt der U. S. P. Trotz des ſchlechten Wetters nahm
geſfern das Sommer-Parteifeſt der U. S. P. einen günſtigen Ver
lauf. Die Mitglieder unſerer Partei mit ihren Frauen und
Kindern kamen in großen Scharen, um einige vergnügte Stunden
zu verleben. Jm Volksvpark leitete ein großes Gartenkonzert, das
für die Unterhaltung ſorgte, das Feſt mit dem Luremburg- Marſch
ein. Unter freundlicher Mitwirkung des Arbeiter-Sängerchors
und des Arbeiter-Turnerbundes gelang es, das Programm noch
etwas vielſeitiger zu geſtalten. Den des Feſtes bildete
die Einweihung eines Bildes von Karl Liebknecht. Genoſſe Hilde-
brandt feierte Liebknecht als den Helden, der während des Krieges
der erſte war. der die Fahne der Rebellion gegen den Geiſt der
Barbarei erhob. Die Rede ſchloß mit einem begeiſtert aufgenomme-

nen Hoch auf die Jnternationale. Neben den künſtleriſchen Dar
bietungen war für die Unterbaltung der Beſucher in reichem Maße
geſorgt worden. Unſere Kegel- und Schießfreunde kamen auch zu
ihrem Rechte, denn das veranſtaltete Preisſchießen und Preis-
kegeln brachte verlockende Preiſe, z. B. eine Gans, Enten, Kanin-
chen und andere in jetziger Zeit ſehr koſtbare Dinge. Diejenigen

die weder kegeln noch ſchießen konnten, verſuchten, bei der Blumen-
verloſung wenigſtens eine Blume zu gewinnen, was den meiſten
auch gelang. Am freudigſten wurde natürlich das Tanzvergnügen
beſucht. Jnnge Mädchen und junge Männer widmeten mit be
wunderungstvürdiger Ausdauer dieſem Vergnügen den ganzen
Nachmittag und Abend. Jedoch auch manche älteren Leute ver

uchten es gern mal wieder mit einem Tänzchen. r Unterhaltung
der Kinder war ein Haſperletheater errichtet, das eine große Freude

hervorrief; manches Kind konnte ſich überhaupt nicht trennen. Am

Der all

n e

Abend fand ein Umzug der Kinder ſtatk. Mit den verſchkedewartigſten Kappen an den ten und Lampions in den e

ma W die h r rlich auch alle ſehr vergnügt. We o rk für di ucherahl allein V ausger hätte, waren im ehe und Be
Hreier die gleichen Feſte veranſtaltet, die in ähnlicher Weiſe verliefen

Parlam und Räteſtyſtem. Ueber dieſes Thema ſprach
am 1. Auguſt im Volkspark Genoſſe Berlin in einem 2ſtündigen
Voertrag. Zu Beginn ſeiner Ausführungen erklärte der Vortragende
de auch der hochentwickelte Kapitalismus Amerikas, die Kolonial
politik des Parlamentarismus Englands und der Berufsparlamentaris-
mus Frankreſchs mit ſeinem Finanzkapital die Völker dieſer Länder
dem Sozialismus keinen Schritt näher gebracht haben. Die formale
Demokratie, nochdazu verſchönert durch Arbeitsgemeinſchaften, Kammern
der Arbeit oder durch das in der Verfaſſung verankerte
Betriebsratsgeſetz, iſt unfähig, die ökonomiſche Demokratie her-
uſtellen. 3 irtſchaftsleben Deutſchlands muß durch dieDiktatur der Volksmehrheit, und das iſt das Proletariat,

auf dem Boden des reinen Räteſyſtems aufgebaut werden.
Der Referent geißelte unter lebhaftem Beifall der Anweſenden daß
parlamentariſche Syſtem und die letzten Beſchlüſſe der National-
verſammlung, welche dazu angetan ſind, das Proletariat dem Kapitalis-
mus vollends auszulieſern. Unter großer Aufmerkſamkeit zeigte der
Genoſſe Koch, wie das Räteſyſtem aufgebaut werden muß, damit es
fähig iſt, den Kapitalismus abzulöſen und den Sozialismus zu verindlichen. An treffenden Beiſpielen erläuterte er die Aufgaben der

Betriebsräte, Arbeiterräte und Bezirksräte, des Reichswirtſchaftsrat
und des Zentralrats. Die Wahlen zum Betriebsrat müßten den Ver
hältniſſen entſprechend in Jnduſtrie- und Berufsgruppen gemeinſam
für die Kopf und Handardeiter vorgenommen werden, während alle
anderen Korporationen indirekt gewählt werden, mit ſofortiger Ab-
berufung, wenn es die Wähler verlangen. Jn der Diskuſſion übte
ein Genoſſe von der Kommuniſtiſchen Partei einige Kritik, ſchien aber
vorher nicht recht zugehört zu haben, denn alles Sachliche, was er
vorbrachte, hatte der Referent ſchon erwähnt. Von der U. S. P. D.
richtete Genoſſe Peters noch einige Worte an die Verſammelten.
Hierauf wurde folgende Reſolution einſtimmig angenommen „Die
heutige, vom Gewertſchaftskartell Halle einberuſene Verſammlung
ſämtlicher Gewerkſchaſtsmitglieder erklärt ſich mit den Ausführungen
des Referenten einverſtanden und fordert das Kartell und die Partei
leitung auf, energiſch den Ausbau des Räteſyſtems zu vollziehen, um
im gegebenen Moment den Sozialismus durch die Diktatur des
Proletariats zu verwirklichen.“ Jm Schlußwort widerlegte der
Referent unter großem Beifall die einzelnen kritiſchen Bemerkungen
des kummuniſtiſchen Redners.

Erleichterung im Telegrammverkehr. Jm Verkehr mit Däne
mark, Norwegen und Schweden ſind jetzt Telegramme in offener
Sprache und Code- Sprache unbeſchränkt zugelaſſen

Reiſepäſſe und Sichtvermerke. Viele Rückfragen und Ver-
zögerungen könnten vermieden werden, wenn Reiſepäſſe und
Sichtvermerke für das Ausland nur im zuſtändigen Polizeirevier
perſönlich beantragt würden. Die Ermittlungen, die auf dieſe
Anträge ſchon wegen der Vorſchriften des Steuerfluchtgeſetzes an
zuſtellen ſind, erfordern mindeſtens 12 bis 14 Tage. Vor Ablauf
dieſer Zeit kann der Paß oder Sichtvermerk nicht ausgeſtellt wer
den. Jnlandspäſſe werden am beſten ebenfalls im zuſtändigen
Polizeirevier beantragt und können meiſt zwei Tage darauf im
Zimmer b der Polizeiverwaltung abgeholt werden. Bei Reiſen
in das beſetzte Gebiet iſt eine Nachfrage an derſelben Dienſtſtelle
zu empfehlen, da die Beſtimmungen über die Einreiſe ſich fort
während ändern. Die Erlangung der Einreiſeerlaubnis erfordert
in den meiſten Fällen drei Wochen.

Auch die Uhrmacher erhöhen die Preiſe. d der letzten Sitzung
der Uhrmacherinnung Halle wurde einſtimmig der von einem Aus
ſchuß vorbereitete Lohntarif für Halle angenommen. Der Abſchluß
auch für die übrigen Bezirke der Jnnung ſoll in die Wege geleitet
werden. Die weiter geſtiegenen Löhne und Unkoſten machten eine
Erhöhung der Reparaturpreiſe für Uhren nötig, die mit 83 be
ſchloſſen wurde. Für Gläſer, deren Einkaufspreiſe von 1 bis zu 500/0
geſtiegen ſind, wurde der Preis auf 1.50 Mk. für Savonnetgläſer
(Ubhren mit Sprungdeckeh) und für ganz kleine Gläſer wurde ein Ein
heitspreis von 2 Mk. feſtgeſetzt. Uhrſchlüſſel koſten 40 Pf. Die
Uebernahme der Haftpflicht für Reparaturen bei Einbruch und Plün-
derungen ſoll in Zukunft abgelehnt werden. Entkſprechende Plakate
des Zentralverbandes der deutſchen Uhrmacher wurden verteilt.

Arbeiterwochenkarten. Von zuſtändiger Seite wird mitge-
teilt, daß die während der Kriegszeit zugebilligte Verlängerung
der Gültigkeit der Arbeiterwochenkarten auf 14 Tage ſeit einiger
Zeit aufgehoben iſt. Wie im Deutſchen Eiſenbahn-, Perſonen
und Gepäcktarif, Teil II, beſtimmt iſt, gelten daher die Arbeiter-
wochenkarten allgemein nur an ſechs aufeinanderfolgenden Ar
beitstagen.

Warnung an die Hausfrauend Jn unſerer diebesunſicheren
Zeit möchten wir auf eine eingebürgerte Unſitte hinweiſen, die
ſchweren Schaden verurſachen kann. Die Hausfrauen haben die
Gewohnheit, während ihrer Abweſenheit an die Vorſaaltüren
Zettel anzubringen mit der Aufſchrift: Komme gleich wieder. Bin
s Uhr zurück. Jm Waſchhaus uſw. Das iſt natürlich für die
Langfinger die direkte Einladung, ihr Geſchäft zu betreiben.
Wenn die Frauen zurückkommen, ſind ſie geſchädigt und finden
oft die Wohnung ausgeräumt.

Zoologiſcher Garten. Ein Stamm indiſcher Rheſusaffen hat
trotz der ſchlechten Zeiten den Krieg überdauert, was um ſo er-
freulicher iſt, als wir nicht ſo bald Erſatz durch „Auslandsware“
erwarten können. Drei ſtarke Männchen und drei Weibchen ſind
teils in den Kletterkäfigen vor den Teichanlagen, teils im Affen-
häuschen an der Wittekinder Seite untergebracht. Es geht ihnen
nicht mehr ſo gut wie früher, denn erſtens kann ihnen die Direk-
tion nicht mehr das gute Friedensfutter, Biskuit, Brot, Früchte
uſw., bieten, zweitens fällt auch das fort, was ihnen ſonſt von den
Beſuchern zugeſteckt wurde. Sie ſind trotzdem alle munter und
vergnügt und erfreuen Kinder und Erwachſene durch ihre ſprich-
wörtliche Poſſierlichkteit. Von den Halbaffen Madagaskars iſt
der Mongoz vertreten, ein Nachttier, das ſich im Zoo aber völlig
zum Tagestier umgewandelt hat und genau wie ſeine Nachbarn,
die Rheſus, den ganzen Tag umherſpielt und ſich zutraulich von
den Beſuchern tätſcheln läßt.

Stadttheater. Heute, Montag, abends 7 Uhr, wird Der
Zigeunerbe ron wiederholt. Dienstag, Stein unter Steinen. Mittwoch,
Anfang 6 Uhr, Götterdämmerung. Donnerstag, Hannerl. Freitag,
Der Erbförſter. Sonnabend, Die Roſe von Stambul,

Volkskonzert des Stadttheater-Orcheſters auf der Peißnitz
Jn dem am Dienstag, den 5. Auguſt, auf der Peißnitz ſtattfindenden
Volkskonzert des StadttheaterOrcheſters, unter Leitung von Kapell-
meiſter Karl Nöhren, gelangt zum Vortrag Ouvertüre zu Die Zauber
flöte und Zupiter-Sinfonie von Mozart, Capriccio Otalien von
Tſchaikowſky, Wotans Abſchied und Feuerzauber aus Die Walküre
von Richard Wagner. Der Beginn des Konzertes iſt auf 8 Uhr
d da infolge der Gasſperre die Drlen ſunng des Orcheſters
nicht früher erfolgen kann. Eintrittskarten zum Preiſe von 20 Pf.
ſind in der Hofmuſikalienhandlung von Heinrich Hothan und an der
Abendkaſſe auf der Peißnitz zu haben.

Das Burgemeiſter-Geſangs-Quartett erfreute die geſtern
morgen zum Frühkonzert in Bad Wittekind erſchienenen Zuhörer
mit den Volksliedern Sonntag iſt's von Breu, Gruß an das Ober
inntal von Fittig, Elslein' von Caub von Filke, Heute iſt heut von
Waldmeiſter und einer Zugabe. Die künſtleriſchen Leiſtungen der
beliebten Sänger löſten ſo ſtarken Beifalk aus, daß ſich die Direk-
tion veranlaßt fühlte, die Herren auch für das am kommenden
Donnerstag im Zoologiſchen Garten ſtattfindende Abendkonzert
der Sechsunddreißiger als Mitwirkende zu gewinnen.

Einbruch im Stadttheater. Am 8. 8. 1919 gegen 1 Uhr nach
mittags wurde im Stadttheater ein Einbruchsdiebſtahl verübt.
Geſtohlen wurden zirka 150 Mark in Briefmarken und 60 Mark
Bargeld. Der Täter hat auf der weſtlichen Terraſſe eine Fenſter
ſcheibe herausgeſchnitten und iſt durch die Garderobe nach dem
Haſhenraum gelangt, woſelbſt er durch Hochheben des Kaſſen
fenſters an die Kaſſe gelangte und den Diebſtahl ausführte. Der
Täter, der nach vorgefundenen Fußſpuren inicht ermittelt. ßußip vaetes war ik ws
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